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M 2.“-— OF www « « « Oels, den 11. Januar 1884.

A m t l i d} e r T h
A. Bekanntmachungen des

Nr. 17. Oels, den 8. Januar 1884. Nr. 20.

Militärbestands - Nachweisungen betreffend.
Die Magisträte, Gutsvorsteher und Gemeinde-

vorstände werden darauf aufmerksam gemacht, daß am
15. Januar er. Termin zur Einsendung der Mill-
tär-Bestands-Nachweisungeu an die Königliche Bezirks-
Compagnie in Oels resp. Bernstadt anfteht.

Die in Zu- und Abgang gekommenen Inhaber
des eisernen Kreuzes und Militär-Ehrenzeichens sind
in qu. Nachweisungen ebenfalls aufzunehmen.

Nr. 18. Oels, den 4. Januar 1884.

Mit Bezug auf meine Kreisblatt-Versiigung vom
2. Dezember 1882 (Krsbl. S. 249) ersuche ich die-
jenigen Herren Standesbeamten des Kreises, welche
mir die Nachweisung der in ihren Standesamtsbezir-
ken vorgekommenen Geburten und Sterbefälle pro
1883 noch nicht zugefertigt haben, mir die betr. Nach-
weisungen, nach dem durch oben erwähnte Verfügung
vorgeschriebenen Schema aufgestellt, bestimmt bis
zum 20. d. M. einzureichen.

Nr. 19. Oels, den 8. Januar 1884.

Betreffend die an einberufene Heerespflich-
tige pro 1884 zahlbaren Marschgelder.

Durch Verfügung des Herrn Reichskanzlers vom
20. Dezember 1883 ist die auf Grund des Natural-
leistungs-Gefetzes zu gewährende Vergütigung für die
volle Tageskost pro 1884 auf 80 Pfennige festgestellt
worden.

Hiernach beträgt die pro 1884 an einberufene
Heerespflichtige zahlbare Murschverpsle ung nach
Hinzurechnung des bestimmungsmäßig eststehenden
Löhnungsrestes von resp. 571/2, 271/2 unb 121/2 Pf.
ebenso wie im Jahre 1883

a. für Feldwebel 1 M. 371/2 Pf.,
b. » Unteroffiziere 1 » 071/2 „
c. „ Gemeine » » 21/2 „

pro Marschtag, was hierdurch zur öffentlichen Kennt-
niß gebracht wird.

 

2. « Jahrg.

 

e i I.
Königlichen Landratbs-Amts.

Oels, den 31. Dezember 1883.
Jm Anschluß an meine Kreisblatt-Bekannt-

machungen vom 1. und 8. d. M. bringe ich nach-
stehend gemäß g 9 der Hengst-Kör-Ordnung vom
8. Dezember 1856 (A1ntsblatt pro 1857 S. 2) das
Verzeichniß der im Kreise Oels bestehenden Privat-
beschälstationen pro 1884 zur öffentlichen Kenntniß.

lFestge-
setzter
Deck-
preis.
Mark.

6 M.
und

50 Pfg-
in den
Stall.

Nationale

des

Privatbeschälers.

Ort der

Beschäl-
station.

Lfd.

Nr.

Stations-

Herr.

Be
me
rk
un
ge
n

 

Vom
Schau-
amte
am 1.
Dez. cr.
gekört.

,,Ewald«, Schimmel,
9 Jahre alt,

Percheron-Raee.

Anton
Winkler,
Bauer-

gutsbesitz.

1. Klein-
Zöllnig.

»Coco«, braun, 15 M.
5 Jahre alt, 1,74 m
groß, Ardenner Race.

2. Raake. Majorats-
besitzer
Freiherr

von Kessel-
Zeutsch

dito.

 
»Muton«, braun, 15 M.

4 Jahre alt, 1,67 m
groß, Ardenner Race.

»Lord Augustus-C
besitzer schwarzbraun oh. Ab-
Graf zetchen 4 Jahre alt,

v. Kofpoth. von ord Gowran
aus einer preußischen
edlen Stute, gezogen

im Landkreis
Gumbinnen.

Z. dito.

15 M.4. Briefe.
und

Majorats-  
in den
Stall.  

Nr. 21. Oels, den 10. Januar 1884.

Betreffend die Krankenversicherung der
Arbeiter.

Die sämmtlichen Gemeinden und Herren Gutsvor-
steher veranlafse ich, unverzüglich dem Kreisausschusse
einzureichen «
a) ein Verzeichniß der in ihren Bezirken vorhandenen

nach § 1 und § 3 des Gesetzes vom 15. Juni 1883 (Reichsges.-Bl. S. 73 versicherungspflichtigen Per-
sonen nach dem fo genden Schema.
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-Nachweisung
der in dem Guts- Gemeinde-Bezirk vorhandenen nach § 1 des Reichs-Gesetzes vom

15. Juni 1883 versicherungspflichtigen Personen.
  
 

  

Nr. Vor- und Zunamen Alter
Stand resp. Art

der Beschäftigung

_ Bemerkungen, namentlich
darüber, ob die Person bereits

Mitglied einer Kranken-Kasse
nnd welcher ist.

Bei wem resp.

wo beschäftigt?

 

   
Die Richtigkeit der vorstehenden Nachweisung bescheinigt

Bei Handwerkern ist hier
auch anzugeben, ob der Hand-
werksmeister Mitglied einer

Jnnung und welcher ist.

N. N., den

 
Der Guts- Gemeinde-Vorstand.

(L. S.)
Sollten in einem Bezirke versicherun spflichtige

Personen nicht vorhanden fein, so ist em Kreis-
ausschuß bis zum 20. Januar folgende Beschei-
nigung einzureichen:
Es wird hiermit bescheinigt, daß in dem Guts-

Gemeindebezirk ....... nach § 1 des Reichs-
Gesetzes vom 15. Juni 1883 versicherungspflich-
tige Personen nicht vorhanden sind.

N., den
Der Guts- Gemeindevorstand

L. S. (Uuterschrift.)
in Gemäßheit Nro. 5. 6. 7. der in der Beilage
des Kreisblattes publicirten Anweisung der Herren
Minister des Innern und für Handel vom 26. No-
vember 1883 betreffend die Krankenversicherung
der Arbeiter —- eine Tabelle über die ortsüb-
lichen Tagelöhne nach den vier unter 6 der ge-
dachten Anweisung getrennten Klassen von Arbei-
tern; «

c) eine bestimmte Aeußerung darüber, in welcher
Weise die Versicherung der versicherungspflichti-
gen Personen bewirkt werden soll oder Vorschläge,
wie solche am besten bewirkt werden könnte.
Es wird hierzu bemerkt, daß zum 1. Dezember

1884 die Versicherung der Arbeiter in Krankenkassen
allgemein gesetzlich in Kraft tritt. Vorher müssen also
die sämmtlichen versicherungspslichtigen Personen über-
sehen können, in welcher Art sie ihrer Versicherungs-
pflicht genügen können resp. welche Einrichtungen
auf Grund des Gesetzes vom 15. Juni 1883 zu die-
sem Zwecke ins Leben erufen sind, damit sie nicht
auf die unter allen Umständen nur als letzten Noth-
behelf anzusehende subsidiäre Gemeindeversicherung an-
gewiesen bleiben, deren Kassen von den Gemeinde-
ehörden selbst verwaltet werden, während die Orts-

resp. Betriebs-Krankenkassen wie die Jnnungs- Knapp-
schafts- oder eingeschriebenen Hülfskassen von selbst-
gewählten Vorständen verwaltet werden. »

Für die Bildung der erforderlichen Krankenkassen
läßt das Gesetz einen weiten Spielraum.
1) Können durch statutarische Bestimmungen neben

den in den §§ 1 und 3 des Gesetzes vom 15. Juni
1883 unbedingt als versicherungspflichtig bezeich-
neten Personen auch die in § 2 erwähnten, an

ttttttt

b)

 

Unterschrift
sich nicht versicherungspflichtigen Personen zu der
Versicherung herangezogen werden ;

2) mehrere Gemeinden und Gntsbezirke (eventualiter
z. B. die sämmtlichen ländlichen eines Kreises)
können zur Bildung einer gemeinschaftlichen Kran-
kenkasse vereinigt werden —- umgekehrt ist aber
auch die Möglichkeit offen gehalten, daß einzelne
größere Grundbesitzer, wie Fabrikanten, eigene
Krankenkassen für ihre sämmtlichen Arbeiter, oder
bestimmte Kategorieen derselben bilden, sobald die
Leistungsfähigkeit der betreffenden Kasse als eine
sichere anerkannt worden ist.

3) Wie auch Personen, die der Versicherungspflicht
nicht unterliegen, auf ihren Antrag der Gemeinde-
Krankenversicherung beitreten können, wenn sie zu
den in § 1, 2 nnd 3 des Gesetzesvom 15. Juni
1883 aufgeführten Arten von Arbeitern gehören,
oder Dienstboten sind: so ist den versicherungs-
pflichtigen Arbeitern auch unbenommen, sich bei
den eingeschriebenen, oder auf Grund landesherr-
kiåher Vorschriften errichteten Hülfskassen zu ver-
i ern.
)Sollten ältere Krankenkaser in einzelnen Be-

zirken schon bestehen, so ist dies selbstverständlich in
erster Linie mitzutheilen.

Durch den unerwarteten Tod des Herrn Land-
raths von Rosenberg, der diese Angelegenheiten
sich selbst zur Bearbeitun vorbehalten hatte, ist in
der Mittheilung der ministeriellen Anordnungen durch
das Kreisblatt, wie in dieser heutigen Verfügung an
die Gemeinde- und Gutsvorstände einige Verzögerung
eingetreten, so daß die Frist, binnen der die dem Kreis-
ausschufse gestellten Aufgaben zu lösen sind, eine sehr
kurze bleibt. Es wird daher die Erwartung ausge-
sprochen, daß die sämmtlichen Berichte pünktlich bis
zum 20. Januar c. hierorts eingegangen sind.

Nr. 22. Oels, den 10. Januar 1884.
Zur Leitung nnd Beaufsichtigung der Chaussee-

bauten im Kreise Oels soll —- zunächst provisorisch
auf 2 Jahre —- ein Techniker engagirt werden, dessen
spätere definitive Anstellung für den Dienst des Kreises
Oels bei Bewährung in seiner Thätigkeit in Aussicht
genommen ist.

 



Gehaltsansprüche 2c. find dem unterzeichneten
Königlichen Landrathsamts-Verweser von den Reflek-
tanten mitzutheilen. » »

Nachweis praktischer früherer Leitung von Chaussee-
bauten und gründlicher Bekanntschaft mit allen in dies
Fach einschlagenden Arbeiten durch ausreichende Attefte
ist für die eingehenden Meldungen Vorbedingung der
Berücksichtigung Dagegen ist die Qualifikation zum
Staatsdienste im Baufache nicht unbedingt erforderlich.

Der Kreisausschuß.
von Kardorsf,

Königlicher Landrathsamts-Verweser.

Nr. 23. Oels, den 8.« Januar 1884.
Personal-Chronik

Ernumit: der Königl. Steuer -Jnspektor Herr
Tiesler hierselbst zum Rechnungsrath.

Nr. 24. Oels, den 5; Januar 1884.

Personal-Chronik.
Verekdigt: der Freisteller Gottfried Kos ub et

aus Buckowintke zum Schöffen für die Gemeinde
Buckowintke. .

Ernuuut: der Gemeindevorsteher, Bauergutsbesitzer
Franz Kleiner aus Groß-Zöllnig zum Amtsvor-
sicher-Stellvertreter des Amtsbezirkes Gr.-Zöllnig.

Nr. 25. Oels, den 4. Januar 1884.
Mit der Führung der Kirchenbücher in der er-

ledigten Pfarrei Klein-Zöllnig ist der Herr Kaplan
G rö tsch el zu Klein-Zöllnig beauftragtworden. Gesuche
um Ertheilung von Kirchenbuch-Auszügen sind daher
an diesen zu richten.

Nr. 26. Oels«, den 8. Januar 1884.
Jn dem Verlage von Th. Chr. Fr. Enslin

(Richard Schötz) in Berlin (sW.), Wilhelmstraße
Nr. 122, ist eine Schrift über die Behandlung
Verunglückter bis zur Ankunft des Arztes —
Anweisung für Nichtärzte zur ersten Hilfeleistung —
nach den von dem Geheimen Medicinalrath Prof.
Dr. Skrzeczka herausgegebenen Tafeln im amtlichen
Austrage von dem Regierungs- und Medicinalrath
Dr. Pistor neu bearbeitet erschienen. Die betr. An-
weisung ist in Plakat-, Buchform und Taschenformat
herausgegeben und beträgt der Preis eines Exemplars
jeder Kategorie 50 Pf. Jndem ich qu. Schriftchen
hiermit empfehle, bemerke ich, daß Probeexemplare im
Königl. Landrathsamte hierselbst zur Einsicht aus-
liegen und jede Buchhandlung Bestellungen auf die
Anweisung annimmt.

Nr. 27. Oels, den 9. Januar 1884.
Jn dem Verlage des Buchdruckereibesitzers Os-

kar Heinze in Liegnitz ist ein Extraabdruck des Kran-
kenversicherungs-Gefetzes nebst Anweisung zur
Ausführmi erschienen und gegen Einsendung von
40 Pf. in iarken von dem Verleger zu beziehen.  
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Nr. 28. DeIß, den 10. Januar· 1884.
Gegenwärtig vakante, mit Militar-An-

wartern zu befetzende Stellen.
1. Bresluu, beim königlichen katholischen Schul-

lehrer-Seminar, Schuldiener, 600 M. Remuneration
jährlich und freie Wohnung, das zu seinem Bedarf
erforderliche Feuerungsmaterial erhält er aus den
Vorräthen der Anstalt gegen Zahlung einer Entschädi-
gung von jährlich 26 M.

2. Breslau, Postamt, Stadtpoftbote, 880 M.
Gehalt jährlich.

3. Neifze, Magistrat, Polizeifergeant, 900 M.
Gehalt und 100 M. Kleidergeld jährlich.

4. Nicolai, Magistrat, Stadtfetretiir, Gehalt
900 M., persönliche Zulage 360 M., Wohnungs-
entschädigung 90 M., zusammen 1350 M.

5. Stricgan, Strafanstaltsdirektion Striegau,
Strafanftaltsaufseher, jährlich 900 M. und 150 M.
Miethsentschädigung.

6. Der Stationsort wird bei der Einberufung
bestimmt Königliches Eisenbahnbetriebsamt Neiße,
2 Telegraphenaspiranten, zunächst je 75 M. pko
Monat, nach 6 Monaten 87 M. 50 Ps.

Der Königliche Landrathsamts-Verweser.
von Kardorff.

B. Bekanntmachungen anderer Behörden.
Oels, den,24. Dezember 1883.
Steckbrief.

Gegen den unten beschriebenen Knecht Wilhelm
Radon, gebürtig aus Nieder-Woidnikowe, Kreis Mi-
litsch, zuletzt in Rathe, hiesigen Kreises, wohnhaft,
welcher flüchtig ist, ist die Untersuchungshaft wegen
Diebstahls verhängt.

Es wird ersucht, denselben zu verhaften und an
das hiesige Gerichtsgesängniß abzuliefern. J. 2362/83.

Beschreibung.
Alter: 22 Jahre. Größe: 1,60 m. Statur:

mittel. Haare: schwarz. Stirn: hoch. Bart: rasirt,
Kinn-und Schnurr-. Augenbrauen: schwarz. Augen:
braun. Nase: lang und spitz. Mund: gewöhnlich.
Zähne: gut. Kinn: oval. Gesicht: länglich. Gesichts-
farbe: gesund. Sprache: deutsch. Kleidung: eine
Tuchmütze, ein wollenes, dunkles Jaquet, eine graue
Weste, eine grau karrirte Hose, eine grau karrirte
Unterjacke, ein wollenes Halstuch, ein weißes Hemd,
ein Paar langschäftige Stiefeln. Besondere Kenn-
zeichen: die rechte Hand geschwollen.

Der Erste Staatsanwalt

Berlin W., 30. Dezember 1883.
Bekanntmachung.

Postkarten mit Antwort nach Haiti.
Denjenigen Ländern des Weltpostvereins, nach

welchen Postkarten mit Antwort abgesandt werden
können, ist neuerdings auch Haiti hinzugetreten. Das
Porto für derartige Postkarten beträgt 20 Pfennige.

Der Staatssecretair des Reichs-Postamts.
Stephan.

Hierzu eine Beilage. --
 





Anßerordentliche Beilage zu Nr. 2 des Oelser Kreislilattes
Berlin, den 26. November 1883.

Anweisung
zur Ausführung des Gesetzes vom 15. Juni 1883,

betreffend die Krankenversicherung der Arbeiter.
Zur Ausführung des Gesetzes vom 15. Juni 1883,

betreffend die Krankenversicherung der Arbeiter, wird
unter Hinweis auf die für Knappschaftskassen
erlassene besondere Verfügung und vorbehaltlich
weiterer Anordnungen Folgendes bestimmt:

l. Verbände nnd Behörden.
(Gesetz vom 15. Juni 1883. §§ 44, 84.)
1. Unter der Bezeichnung: ,,weiterer Communal-

verband« sind sämmtliche Provinzial- und Kreis-
verbände, sowie sämmtliche Landarmenverbände zu ver-
stehen, in der Provinz Schleswig-Holstein auch der
Lauenbnrgische Landeskommunalverband, in der Pro-
vinz Hannover auch die Amtsverbände, in der Provinz
Hessen-Nassau auch die communalständischen Verbände
der Regierungsbezirke Cassel und Wiesbaden, und in
den Hohenzollernschen Landen der Landescommunal-
verband und die Oberamtsbezirke.

2. Unter der Bezeichnung: ,,höhere Verwaltungs-
behörde« sind zu verstehen:

a. die Bezirksausschüsse in Bezug auf die Ge-
nehmigung der statutarischen Bestimmungen (§§ 2,
52, 54) von Gemeinden und weiteren Communal-
verbänden mit Ausnahme der Provinzialverbände;
in Bezug auf die Genehmigung und Abänderung
von Kassenstatuten (§§ 23, 24) der Ortskranken-
kassen (F§ 16, 17, 18, 43), der Betriebs- (Fabrik-)
Krankenkassen (§§ 59 ff.) und der Baukranken-
kassen (§§ 69 ff.); in Bezug auf die»Schließung
und Auflösung von Ortskrankenkassen (§§ 47,
48) und die Ausscheidung aus gemeinsamen Orts-
krankenkassen (ä 48), und vom 1. Januar 1885
ab in Bezug auf die Vollziehung der umgearbeiteten
Statuten der nach F 85 als Orts-, Betriebs-
(Fahrik-) oder Baukrankenkiissen fortbestehenden
Krankenkassen mit Beitrittszwaisig;

b. die Oberpräsidenten in Bezug aufdie Genehmigung
von statutarischen Bestimmungen (§§ 2, 52, 54)
und Beschlüssen (F§ 12, 14, 43) der Provinzial-
verbände, sowie in Bezug auf die Gemeinde-
krankeuvcrsicherung (§§ 9, 10, 13), wenn der
Provinzialverband an Stelle demselben an-
gehörender einzelner Gemeinden gesetzt ist;

c. die Regierungspräsidenten für alle übrigen Fälle.
Jm Stadtkreise Berlin tritt an die Stelle des

Bezirksausfchusses, in denjenigen Fällen, in welchen
es sich um die Genehmigung von statutarischen Be-
stimmungen (§§ 2, 52, 54) handelt, und an die
Stelle des Regierungspräsidenten der Oberpräsident.

Jn der Provinz Hessen-Nassau nimmt der Ober-
räsident in dem unter b. ange ebenen Umfang die
ngelegenheiten der eommunalstän igen Verbände wahr.

Jn den Hohenzollernschen Landen tritt an die
Stelle des Oberpräsidenten der Regierun spräsident.

Für Einrichtungen, welche über den ezirk einer
höheren Verwaltungsbehörde hinaus sich erstrecken, ist,
oweit nicht nach den vorstehenden Bestimmungen eine

Nr. 29.

 

 

andere höhere Verwaltungsbehörde eintritt, und vor-
behaltlich anderer Bestimmungen für einzelne Fälle
diejenige höhere Verwaltungsbehörde zuständig, in
deren Bezirk die betheiligte An talt ihren Sitz hat
oder erhalten soll.

Bei Betriebs- (Fabrik-) Krankenkassen und Bau-
Krankenkassen, wel e ausschließlich für Betriebe des
Reichs oder sdes taates errichtet werden, hat die
höhere Verwaltungsbehörde ihre Anordnungen und
Entscheidungen, abgesehen von den Fällen unter a. 1,
nach Benehmen mit der den Verwaltungen dieser Be-
triebe vorgesetzten Dienstbehörde u treffen. Wird
Uebereinstimmung nicht erzielt, so ift die Entscheidung
auszusetzen und an die höheren Jnstanzen zu berichten.

Bis zu demjenigen Zeitpunkt, mit welchem in
den Provinzen Posen, Schleswig-Holstein, Hannover,
Weftfalen, Hessen-Nassau und in der Rheinprovinz die
Gesetze vom 30. Juli 1883 über die allgemeine
Landesverwaltung (Ges.-s-amml. S. 195) und vom
1. August 1883 über die Zuständigkeit der Ver-
waltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden (Ges.-
Samml. S. 237) in Kraft gesetztwerden, treten in dieer
Provinzen an die Stelle der Bezirksausschüsse und
der Regierungspräsidenten die Regierungsabtheilungen
des Jnnern und die Landdrosteien.

3. Als Gemeindebehörde gilt in den selbstständigen
Gutsbezirken und Gemarkungen, welche den Gemeinden
bezüglich der Krankenversicherung der Arbeiter gleich-
gestellt sind, der Gutsherr und der Gemarkungs-
berechtigte.

Jm Uebrigen ist unter »Gemeindehörde« der
Vorstand der Gemeinde zu verstehen. Bildet derselbe
ein Collegium, »so hat er zur -Wahrnehmung der Auf-
sicht (Nr. 4) einen Commissar zu bestellen.

» 4. Die Aufsicht über zdie Gemeinde-Krankenver-
sicherung (g 4) führt die Communalaufsichtsbehörde
der Gemeinde. Die Aufsicht über die gemeinsame Ge-
meinde-Krankenversicherung mehrerer Gemeinden (F§ 12,
13) steht vorbehaltlich anderweiter Bestimmung für
einzelne Fälle der Aufsichtsbehörde derjenigen Ge-
meinde zu, in deren Bezirk die Verwaltung dieser
Versicherung ihren Sitz hat.

Jn Betreff der Aufsi t über solche Betriebs-
(Fabrik-) und Baukrankenka sen, welche ausschließlich
für Betriebe des Reichs oder des Staates errichtet
werden, ergeht besondere Bestimmung «

Die Aufsicht über die Ortskrankenkassen für den
Bezirk einer Gemeinde (§§ 16 bis 18) und die Auf-
sicht über die nicht unter die Bestimmung des vorigen
Absatzes fallenden Betriebs- (Fabrik-) und Baukranken-
kassen (§§ 59 ff., 69 ff.), deren Bezirk über den Be-
zirk einer Gemeinde nicht hinausgeht, führen in Ge-
meinden von mehr als 10,000 Einwohnern die
Gemeindebehörden, im Uebrigen die Communalaufsichts-
behörden.

Für gemeinsame Ortskrankenkassen mehrerer Ge-
meinden (§ 43) und für solche nicht ausschließlich für
Betriebe des Reichs oder des Staates errichtete Be-
triebs- (Fabrik-) und Baukrankenkagen (§§ 59 ff.,
69 ff.), deren Bezirk sich über den ezirk einer Ge-



meinde hinaus erstreckt, wird die Aufsichtsbehörde von
der höheren Verwaltungsbehörde, event. vom Minister
für Handel und Gewerbe bestimmt.

Die Aufsicht über die Jnnungskrankenkassen
(g 73) führt die Aufsichtsbehörde der Jnnung

Die Vorschriften bezüglich der Aufsicht über die
Knappsclgaftskassen (§ 74) und die Vorschriften be-
züglich er Aufsicht über diejenigen eingeschriebenen
oder auf Grund landesrechtlicger Vorschriften errichteten
Hilfskassen, für welche ein wang zum Beitritt nicht
besteht (ä 75), bleiben unberührt.

II. Organisationsplan
5. Jede Gemeindebehörde hat sofort über die

Zahl und Gattung der in dem Gemeindebezirk be-
schäftigten versicherungspflichtigen Personen eine vor-
läufige Uebersicht und unter Berücksichtigung der
bereits bestehenden Kasseneinri tungen einen Plan
darüber aufzustellen, in welcher eise die Versicherung
am zweckmäßigsten zu organisiren ist. Sie hat zu
dem Zweck die Besitzer von Fabriken und ähnlichen
gewerblichen Anlagen, welche fünfzig oder mehr dem
Versicherungszwang unterworfene Personen beschäftigen,
und für deren Arbeiter eine Fabrikkrankenkasse nicht
bereits besteht, binnen einer ihnen zu setzenden kurzen
Frist zur Erklärung darüber aufzufordern, ob sie von der
nach § 60 ihnen zustehenden Berechtigung, eine
Betriebs- (Fabrik-) Kranken asse zu begründen, Gebrauch
machen wollen; sie hat sich ferner darüber schlüssig
zu machen, für welche Kategorien der versicherungs-
pflichtigen Personen Ortskrankenkaxsen (§ 16) zu
errichten, und welche Kategorien die er Personen der
Gemeindekrankenversicherun (§ 4) zu überweisen sind;
außerdem hat sie unverweit über die Höhe des orts-
üblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter zu be-
richten (Nr. 6) und wegen der Reorganisation der
fortbestehenden älteren Kasseneinrichtungen nach Nr. 7
zu verfahren.

III. Feststellung des Maßstabs für die Kranken-
unterstützung und die Beiträge.

6. Jn dem Bericht (Nr. 5) der Gemeindebehörde
über die Höhe desin ein Gemeindebezirk ortsüblichen
Tagelohns gewöhnli er Tagearbeiter (§ 8) ist, und
zwar gesondert, der ohn

a. für erwachsene (d. h. mehr als 16 Jahre alte)
männliche Arbeiter,

b. für erwachsene weibliche Arbeiter,
c. für jugendliche (d. h. unter 16 Jahren stehende)

männliche Arbeiter,
d. für jugendliche weibliche Arbeiter

anzugeben. Tantiemen und Naturalbezüge (freie
Wohnung, Feuerung, Beköstigung, Viehweide 2c.),
welche als Bestandtheil des Lohnes gelten, sind zu
Ortsdurchschnittspreisen zu veranschlagen und neben
dem baaren Lohn gesondert anzugeben. «

Die Berichte sind der Gemeindeaufsichtsbehörde
einzureichen, wel e dieselben mit den erforderlich
s einenden Bemer ngen an den Re ierungspräsidenten
a zugeben hat, soweit sie nicht selbst als höhere Ver-
waltungsbehörde zu fungiren hat. . .

Der Regierungspräsident setzt, soweit thunlich,
für räumlich zusammenhängende größere Bezirke  

(Kreise, Amtsverbände, Kirchfpiele 2c), wobei gering-
fii He Verschiedenheiten, insbesondere in der Ver-
an? )lagung von Naturalbezügen, auszugleichen sind,
im Uebrigen für die einzelnen Gemeinden ihres Be-
zirkes fest, welcher Geldbetrag als ortsüblicher Tage-
lohn gewöhnlicher Tagearbeiter, und zwar für männ-
liche und weibliche, erwachsene und jugendliche Arbeiter
besonders «zu gelten hat (g 8), und veranlaßt die
Veröffentlichung dieser Feststellung durch das Re-
Berungsamtsblatt und durchdie zur Veröffentlichungvon
ekaniitmachungen der unteren Verwaltungsbehörden

bestimmten Organe. Bei der Veröffentlichung ist
darauf hinzuweisen» daß der so festgestellte ortsübliche
Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter den Maßstab
bildet, nach welchem

bei der. Gemeindekraiikenversicherung (ä 4) das
Krankengeld (g 6) und die Versicherungsbeiträge
(§ 9),

bei Ortskrankenkassen (g 20 Nr. 3), Betriebs-
(Fabrik-) Krankenkassen (ä 64), Baukrankenkassen
(ä 72), Jnnungskrankenkassen (ä 73) und Knapp-
schaftskassen (§ 74) das Sterbegeld,

bei den in der Gemeinde domizilirten, eingeschriebenen
und sonstigen Hilfskassen ohne Beitrittszwang
(§ 75), wenn deren Mitglieder von der Ge-
meindekraiikenversicherung und von der Ver-
pflichtung, einer nach Maßgabe der Vorschriften
des Gesetzes errichtetii Krankenkasse mit Ausnahme
der Knappschaftskassen beizutreten, befreit sein
sollen, das Krankengeld

zu gewähren ist.
Die Festsetzung ist von Zeit zu Zeit, namentlich

bei Eintritt erheblicher Veränderungen der Lohnsätze,
jedenfalls aber von zehn zu zehn Jahren zu revidireii,
wobei in gleicher Weise wie bei der erstmaligen Fest-
setzung zu verfahren ist.

Jn denjenigen Bezirken, in welchen Knappschafts-
kassen bestehen, hat der Regierungspräsident von dieser
Fe tsetzung dem Ober-Bergamt Mittheilung zu machen.

Der durchschnittliche Tagelohn (ä 20 Abs. 2) der-
jenigen Kategorien von Arbeitern, welche in Orts-,
Betriebs- (Fabrik-), Bau- oder Jnnungskrankenkas en
versichert sind oder versichert werden sollen, ist bei
Einreichung und Prüfung der Statuteii dieser Kassen
jedesmal besonders anzugeben und von dem Regierun s-
präsidenten festzusetzen; eine Revision desselben Hn et
wie bei dem ortsüblichen Tagelohn gewöhnlicher age-
arbeiter statt.

IV. Aeltere Kasseneinrichtungen.
a. Allgemeine Bestimmungen.

7. Jede Gemeindebehörde hat unverzü lich ein
Verzeichniß der in ihrem Bezirk domizilirten anken-
kassen nach dem Schema A. aufzustellen und unter
Beifügung der Kassenstatuten an die Gemeindeaufsichts-
behörde einzureichen. Für diejenigen Krankenka 1en,
für welche eine Beitrittspflicht besteht (Nr. 11 ff.),
sind außerdem die Jahresabschlüsse der letzten 5 Jahre,
oweit dieselben zu erlangen sind, beizufügen; aus
muß bezüglich dieser Kassen der Bericht sich gutachtli -
darüber äußern:

 

 



a wie hoch der dur schnittliche Tagelohn (§ ·20
Abs. 2) derjenigen ategorien versicherungs«pflieh-
tiger Personen sei, für welche die Kasse zuganglich
ist, wobei die Bestimmungen unter Sir. 6 und
die nach den bisherigen Statuten etwa bestehen-
den klassenweisen Abstufungen zu beachten sind;

b. inwiefern nach Maßgabe des § 85 die Statuten
abzuändern seien; .

c. wie hoch das etwa vorhandene Vermögen sei und
welche sonstigen außerordentlichen Hilfsquellen
zur Verfügung stehen; . «

d. ob etwa schon feststehe, daß die Kasse nicht im
Stande sein werde, den Anforderungen des Ge-
setzes in Anbetracht der Höhe der Unterstützungen
(§§ 20, 26, 28), sowie des Reservefonds (§ 32)
und der Höhe der Beiträge (§ 31, § 47 Abs. 1
Nr. 2) zu genügen. .

8. Die Gemeindeauffichtsbehörde begleitet, soweit
sie nicht selbst als höhere Verwaltungsbehörde zu fun-
giren hat, jeden Bericht, sobald er eingeht, mit den
ihr erforderlich erscheinenden Bemerkungen und legt
ihn dem Regierungspräsidenten vor. Der Regierungs-
präsident unterwirft die Statuten jeder einzelnen Kasse
einer genauen Ærüfung um unter Berücksichtigung
des gesetzlichen aßstabes für die Krankenunterstützung
und die Beiträge zu ermitteln, in welchen Beziehungen
die Bestimmungen der Statuten mit den Vorschriften
des Reichsgesetzes vom 15. Juni 1883 nicht im Ein-
klang sich befinden. Das Ergebniß dieser Ermittelun-
gen, sowie die über den durchschnittlichen Tagelohn
getroffenen Feststellungen sind dem Kassenvorstand,
sowie abschriftlich der Aufsichts- und der Gemeinde-
behörde nach Maßgabe der folgenden Vorschriften
mitzutheilen.

b. Kasseneinrichtungen Ekhne Beitragspflicht
7 .

9. Bei denjenigen eingeschriebenen oder auf Grund
landesrechtlicher Bestimmungen zu Recht bestehenden
anderen Hilfskassen, für welche ein Zwang zum Beitritt
nicht besteht, hat die Verfügung (Nr. 8) den Hinweis
zu enthalten, daß es der Kasse zwar unbenommen
bleibe, ihr Statut unverändert fortbestehen zu lassen,
daß das letztere jedoch, wenn die Kassenmitglieder auf
Grund ihrer Zugehörigkeit zu der Hilfskasse von der
Gemeindekrankenversicherung oder von der Verpflich-
tung, einer nach Maßgabe des Gesetzes vom 15. Juni
1883 errichteten Krankenkasse, mit Ausnahme der
Knappschaftskassen, anzugehören, befreit sein sollen,
gemäß § 75 die in allgemeinen Umrissen zu bezeichnen-
den Abänderungen erfahren müsse. _

10. Auf die Angabe versicherungspflichtiger Per-
sonen, daß sie als Mitglieder einer dem § 75 genügen-
den Hilfskasse von der Zugehörigkeit zur Gemeinde-
Kran enversicherung oder von der Verpflichtung, einer
anderen nach Maßgabe der Vorschriften dieses Ge-
setzes errichteten Krankenkasse beizutreten, befreit seien,
haben die Gemeindebehörden und die Krankenkassen
nur dann Rücksicht zu nehmen, wenn glaubhaft nach-
ewiesen wird, daß die Hilfskasse dem § 75 genügt.
ird dieser Nachweis nicht geführt, so hat bis auf

Weiteres die Heranziehung dieser Versicherungspflich-
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tigen zur Gemeindekrankenversicherung oder zu der ihrer
Beschäfti ung entsprechenden Kruukenka"e zu erfolgen.

c. Kasseneinrichtungen )mit Beitr tspflicht
85 .

11. Bei denjenigen bestehenden Krankenkassen, für
welche eine Beitrittspflicht besteht, hat sich die Prüfung
(Nr. 8) darauf zu erstrecken, ob die Kasse nach den
Bestimmungen des Gesetzes und den Festsetzungen des
ortsüblichen Tagelohns, sowie des Durchschnittslohns
(Nr. 6, 7, 8, 13) weiter bestehen kann oder wegen
einer nach den beigebrachten Unterlagen offenbar schon
vorhandenen Leistungsunfähigkeit (bei Ortskrankenkassen
nach Maßgabe des § 47, bei Fabrikkrankenkassen nach
Maßgabe des § 68, bei Baukrankenkassen nach Maß-
gabe des § 72) sofort geschlossen werden muß, und
im ersteren Falle ferner darauf, in welcher Beziehung
die Statuten geändert werden müssen.

12. An diejenigen Kalssen, deren Fortbestehen
nach den beigebrachten Unter agen nicht angängig er-
scheint, ist zu Händen des Vorstandes eine der
Aufsichtsbehörde abschristlichlmitzutheilende Verfügung
zu erlassen, welche unter ngabe der Gründe, aus
denen das Fortbestehen der Kasse für unzulässig er-
achtet wird, enthält:

a. die Aufforderung, bis zum 1. Januar 1885 ent-
weder na den bisher geltenden Vorschriften
ihre Auflö ung zu bewirken oder durch Vermitte-
lung der Aufsichtsbehörde den Nachweis zu führen,
daß ein Grund zur Schließung nach den Be-
stimmungen des Gesetzes vom 15. Juni 1883
nicht vorliegt, in letzterem Falle seien gleichzeitig
die Bestimmungen des Statuts mit den Be-
stimmungen des Gesetzes in Uebereinstimmung zu
bringen, wobei nach Nr. 13 ff. zu verfahren ist;

b. den Hinweis, daß»falls in der angegebenen Frist
weder das Eine noch das Andere geschehe, an
jenem Tage die Schließung der Kasse werde ein-

Bgeleitet werden.
ird bis zum 1. Januar 1885 die Möglichkeit

nachgewiesen, daß die Kasse unbeschadet ihrer Leistungs-
fähigkeit einstweilen fort estehen kann, so ist nach Sir. 15
zu verfahren, anderenfalls ist alsdann mit Schließung
der Kasse vorzugehen.

13. Soweit das Fortbestehen der Kassen nicht
ausgeschlossen erscheint, muß die nach Sir. 12 zu er-
lassende Verfügung, wenn die Kasse na Maßgabe
ihres bisherigen Statuts Invaliden-, Wittweu- ober
Waisenpensionen nicht gewährt, enthalten:

a. die Benachrichtigung, wie ho der ortsübliche
Tagelohn und der Durchschnitts ohn, vorbehaltlich
der bei Abänderung des Statuts zulässigen Ab-
stufung desselben nach Klassen, festgesetzt worden sei;

b. die Aufforderung, schleunigst das Statut auf dem
durch die bisher geltenden Vorschriften vor-
gesehenen Wege mit den Bestimmungen des Ge-
setzes in Uebereinstimmung zu bringen und das
abgeänderte Statut durch Vermittelung der Auf-
sichtsbehörde zur Genehmigung einzureichen;

c. den Hinweis-, daß es sich empfiehlt, nicht nur die
(nach den Paragraphen des Status anzu-

sührenden) Bestimmungen über die Kassenleistun-

 

  
 



gen und Kassenbeiträge sowie über die Vertretung
und Verwa tung der Kasse, sondern das ganze
Statut umzuarbeiten, wei auch die übrigen Be-
stimmungen desselben mit dem 1. Dezember 1884
insoweit außer Kraft treten, als sie dem Gesetz
vom 15. Juni 1883 mag entsprechen (§ 85 Abs. 1,
§ 88) und weil aus der eibehaltung statutarischer
Bestimmungen, welche dem Gesetz widersprechen und
deshalb nicht mehr anwendbar sind, Weiterungen
entstehen können;

d. die Llnkündigung, daß die Abänderung des Statuts,
falls sie nicht is zum 1. Januar 1885 in rechts-
gültiger Weise bewirkt sein sollte, mit rechts-
verbindlicher Wirkung von der Behörde werde
vollzogen werden.

14. Bei den Verhandlungen über die Abänderung
der Kassenstatuten haben sich die Aufsichts- und Ge-
meindebehörden innerhalb ihrer gesetzlichen Zuständigkeit
mit Rath und That zu betheiligen. Hierbei ist unter
Berücksichtigung der nach Sir. 5, 24 ff. beabsichtigten
neuen Kasseneinrichtun en auch die Frage zu erörtern,
ob es sich empfiehlt, estehende Kassen mit einander
zu einer Kasse zu vereinigen; eintretendenfalls ist sodann
wegen Auf ösung der einzelnen Kassen und wegen Er-
richtung der neuen gemeinsamen Kasse das Erforderliche
herbeizuführen

15. Werden die Statuten mit den erforderlichen
Abänderungen rechtzeitig eingereicht, so ist wegen Ge-
nehmigung derselben nach den bisher geltenden Vor-
schriften zu verfahren. Die Festsetzungen über die Höhe
des durchschnittlichen Tagelohns der Kassenmitglieder
sind demnächst von der Aufsichtsbehörde in der unten
näher angegebenen Weise zu veröffentlichen.

Jst dagegen die Abänderung der Statuten nicht
bis zum 1. Januar 1885 auf dem durch die bisher
eltenden Vorschriften vorgesehenen Wege endgültig

gewirkt, so hat der Regierungspräsident die erforderliche
Abänderung in dem im § 85 Abs. 2 bezeichneten
Umfange herbeizuführen. Hierbei ist nach den in
Sir. 30 gegebenen Vorschriften mit der Maßgabe zu
verfahren, daß als Betheiligter der Kassenvorstand
gilt. Die abgeänderten Statuten sind sodann mit
dem Bemerken auszufertigen, daß dieselben gemäß
§ 85 Abs. 3 an die Stelle der außer Kraft gesetzten
Kassenstatuten treten. Auch sind diejenigen Bestimmun-
den der Statuten zu bezeichnen, wel e etwa außerdem
we en ihres Widerspruchs mit den estinimungen des
Gesetzes ihre Anwendbarkeit verlieren. Die Ausferti-
ung, sowie die Feststellung des durchs nittlichen Tage-
ohns der Kassenmitglieder ist der ufsichtsbehörde
zuzustellen. Diese veranlaßt die Veröffentlichung in
dem für ihre amtlichen Bekanntmachungen bestimmten
Organ und auf die an dem Sitz der Kasse ortsübliche
Weise, und stellt demnächst die Ausfertigung dem
Kassenvorstande zu.

d. Kassen mit Pensionseinrichtungen (§ 86).
16. Bei denjenigen Kassen mit Beitrittspflicht,

welche neben den nach dem Ge etze zulässigen Leistungen
(§ 85 Abs. 4) Invaliden-, ittwen- oder Waisen-
gnsionen gewähren, hat die nach Sir. 12 zu erlassende
erfügung zu enthalten:

  

. die Aufforderung wie Sir. 13 zu b.,

. den « Hinweis, daß Invaliden-, Wittwen- und
Waisenpensionen vom 1. Dezember 1884 ab aus
der Kasse, welche als Krankenkasse fortbestehen bleibt,
nicht mehr gewährt werden dürfen, sondern von
derselben abzuzweigen sind,

c. d. und e. bezüglich der fortbestehenden Kranken-
kasse die in Sir. 13 unter a.‚ c. und d aufge-
führten Eröffnungen,

f. den Hinweis, daß es der statutenmäßigen Ver-
tretung der bisherigen Gesammtkasse, bei Fabrik-
krankenkassen jedoch nur unter Zustimmung des
Betriebsunternehmers, bis zum 1. Dezember 1884
gestattet sei, eine besondere Pensionskasse mit

eitrittspflicht für diejenigen Klassen von Per-
sonen, welche der bisherigen Kasse beizutreten
verpflichtet waren, zu errichten, daß dagegen, wenn
eine besondere ensionskafse bis zum 1. Dezember
1884 nicht errichtet sei, nach § 86 Sir. 5 werde
verfahren werden.
Wegen der Neuconstituirung der Kasse als Kranken-

kasse ist nach Sir. 15 zu verfahren.
1 7. Findet die Errichtung einer besonderen Pensions-

kasse (g 86 Sir. 2 bis 4) statt, so ist in dem hierüber
gefaßten Beschluß der der Regel nach auf den 1. De-
zember 1884 festzusetzende Zeitpunkt anzugeben, mit
welchem die Kasse ins Leben treten soll. Das Statut
derselben bedarf der Genehmigung der für derartige
Pensionskassen zuständigen Behörde.

Zum Zweck der Vermögensauseinandersetzung hat
der Vorstand der bisherigen Gesammtkasse den Kapital-
werth der bereits festgestellten Pensionsansprüche fest-
zusetzen und dabei nach denjenigen Grundsätzen zu
verfahren, welche für die Kasse nach Gesetz oder Statut
bisher maßgebend waren. Soweit dergleichen Bestim-
mungen fehlen, hat der Kassenvorstand der Aufsichts-
behörde über die Anwendung anderweit von zuverlässiger
Seite "aufgestellter Skalen Vorschläge zu machen und
nach deren Anweisung die Berechnung anzulegen. Auf
Grund dieser Vorbereitungen und nach Maßgabe der
Vorschriften des § 86 stellt der bisherige Kassenvorstand
unter Zuziehung von Vertrauensmännern für die neue
Pensionskasse an demjenigen Tage, an welchem die
letztere ins Leben tritt, den Auseinandersetzungsplan
auf ; in demselben sind dem an diesem Tage nacg Abzug
der Schulden verbleibenden Kassenvermögen der apital-
werth der alsdann bereits feststehenden Pensions-
ansprüche und ein Betrag gegenüberzustellenz welcher
vorbehaltlich späterer Berichtigung als Kapitalwerth
der an diesem Tage bereits entstandenen oder ange-
meldeten, aber noch nicht feststehenden Pensionsansprüche
anzunehmen ist. Der Auseinandersetzungsplan ist der
Aufsichtsbehörde einzureichen. » . « « ,

18. Diese prüft und bes einigt die Richtigkeit der
zu Grunde liegenden thatsäch ichen An aben, ermittelt
die ahl der in der reorganisirten . unkenka se be-
findlichen versicherungspfliclztigen und freiwilligen . ’assen-
mitglieder und überreicht as gesammte Materiul mit
ihrer gutachtlichen Aeußerung dem Regierun sprasiden-
ten. Letzterer trifft darüber Anordnung, o nach dem
Plane zu verfahren, oder inwieweit derselbe abzuandern
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ist. Jst die Reorganisation ‚her Krankenkasse noch
nicht durchgeführt, so kann ein angemessener Betrag
des Vermögens reservirt und einer Na tragsvertheilung
vorbehalten werden, bei derselben ist die Zahl der
Kassenmitglieder an demjenigen Tage maßgebend; an
we chem das neue Statut der Krankenkasse endgultig
festgestellt ist. Bei Mittheilung der Anordnung wir
der neuen Pensionskasse der ihr zugefallene Vermögens-
theil mit der Verpflichtung überwiesen, die bis zu dem
festgestellten Tage entstandenen Pensionsanspruche zu
befriedigen. .

19. Wenn die Aufsichtsbehörde Grund zu der
Annahme hat, daß eine besondere Pensionskasse bis
zum 1. Dezember 1884 nicht werde errichtet werden
(ä 86 Nr. 5), so hat sie auf geeignete Weise rechtzeitig
festzustellen, welcher Betrag zurfDeckungderffeststehew
den Pensionsansprüche erforderlich und sur die Deckung
der bis zum 1. Dezember 1884· zwar entstandenen,
aber noch nicht festgestellten Pensionsansprüche vorbe-
haltlich späterer Berichtigung in Aussicht zu nehmen
sein wird. Den hiernach erforderlichen Betrag vdes
Kassenvermögens oder, falls letzteres nicht ausreicht,
das gesammte Kassenvermögen, hat die Kasse am 1. De-
zember 1884 an die Aufsichtsbehörde oder nach deren
Anweisung abzuliefern. Leistet die Kasse der bezüglichen
Aufforderung nicht Folge, so hat die Aufsichtsbehörde
die Herausgabe des Betrages nach § 45 oder falls
auf dem dort vorgesehenen Wege ein befriedigendes
Ergebniß in naher Zeit nicht erwartet werden kann,
durch Beschlagiiahme des Kassenvermögens in Höhe
des erforderlichen Betrages zu erzwingen. Ueber die
getroffenen Maßnahmen hat die Aufsichtsbehörde an
den Regierungspräsidenten zu berichten und dessen
weitere Anordnung über den Betrag des auszuscheiden-
den Vermögenstheils, sowie wegen der Bestellung einer
besonderen Verwaltung für denselben einzuholen, einst-
weilen aber aus den abgelieferten oder in Beschlag
genommenen Beständeii die fälligen Pensionsansprüche,
ersorderlichenfalls zu dem nach § 86 Nr.· 5 Absatz 3
ermäßigten Betrage, zu befriedigen. Die besondere
Verwaltung des ausgeschiedenen Vermögenstheils ist
unter die Aufsicht der Aufsichtsbehörde zu stellen; ein
Kommi sar der letzteren, sowie ein von dem Vorstande
der Kalse zu erneniiendes oder im Weigerungsfalle von
der Aufsichtsbehörde zu bestimmendes Kassenmitglied
ist an der Verwaltung zu betheiligen. .

Sobald sämmtliche auf den ausgeschiedenen Ver-
mögenstheil angewiesene Zorderungen in demjenigen
Betrage, auf welchen die erechtigten nacl dem, bis-
herigen Kassenstatut Ansgruch gehabt ha en wurden,
befriedigt sind, überweist ie Aufsichtsbehörde den etwa
verbliebenen Rest des besonders verwalteten Vermögens
der fortbestehenden Krankenkasse oder, falls dieselbe auf-
gelöst oder geschlossen ist, dem Rechtsnachfolger derselben.

20. Sofort nach Errichtun der besonderen Pen-
sionskasse (Nr. 17) oder nach Bestellung der besonderen
Verwa tung für den ausgeschiedenen Vermögenstheil
Nr.. 19) hat die Aufsichtsbehörde die zum Pensions-
ezuge berechti ten Personen davon in Kenntniß zu

setzen, auf we che Stelle die Verpflichtung zu ihrer
Befriedigung übergegangen und daß ihre Ansprüche
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an die bisheri« e Kasse kraft Gesetzes erloschen seien.
Hat eine Ermägigung der Pensionsansprüche stattfinden
müssen, so ist den Betheiligten hiervon gleichfalls mit
dem Hinzufügen Kenntniß zu geben, daß etwaige Ueber-
schüsse zunächst zur Wiedererhöhung der Pensionen bis
auf den ursprünglichen Betrag würden verwendet werden.

V. Statutariskhe Bestimmungen.
21. Statutarische Bestimmungen von Gemeinden

und weiteren Kommunalverbänden über die Erstreckung
der Versicherungspflicht und über die Beitragspflicht
der Arbeitgeber (§§ 2, 52, 54) sind in zwei Exemplaren
mit den für die Prüfung der ordnungsmäßigen Ab-
fassung erforderlichen Unterlagen durch Vermittelung
der Aufsichtsbehörde dem Bezirksausschuß (oder dem
Oberpräsidenten, vergl.Nr. 2 Abs. 1 lit. b.‚ Abs. 2, 3)
einzureichen. Statutarische Bestimmungen über die Er-
streckung der Versicherungspflicht (§ 2) müssenenthalten:

a. die genaue Bezeichnung derjenigen Klassen von
Personen, auf welche die Versicherungspflicht er-
streckt wird, und des örtlichen Umfangs dieser
Erstreckung;

b. die Bestimmung darüber, wem die An- und Ab-
nieldung der durch die statutarische Bestimmung
der Versicherungspflicht unterstellten Personen,
soweit dieselben zur Gemeindekrankenversicherung
oder zu einer Ortskrankenkasse gehören (§ 49),
obliegen soll;

c. die Bestimmung darüber, ob und eventuell welche
Personen als Arbeitgeber verpflichtet sein sollen,
die statutenmäßigen Kassenbeiträge für die der
Versi erungspflicht unterstellten Personen vor-
behalt ich der Verrechnung (§ 53) Zeinzuzahlen
k§ 51), oder ob diese Einzahlung den Versicherten
elbst obliegen soll;

d. die Bestimmung darüber, ob und eventuell welche
Personen als Arbeitgeber verpflichtet sein sollen,
dieKassenbeiträge, welche auf die der Versicherungs-
pflicht unterstellten Personen entfallen, zu einem
Drittel (oder zu wie viel weniger) aus eigenen
Mitteln zu leisten (ä 52 Abs. 1).

22. Die Genehmigung ist zu versagen:
1. falls es sich um die Erstreckung der Versicherungs-

pflicht (§ 2) handelt:
a. wenn die statutarischeBestimmung nicht rechts-

gültig zu Stande gekommen ist;
b. wenn der Jnhalt derselben den Bestimmun-

gen in Nr. 21 nicht genügt; «
c. wenn nach dem pflichtmäßigen Ermessen der

Behörde ie in der statutarischen Bestimmung
vorgesehenen Maßnahmen eine zuverlässige
Kontrole über das Eintreten in die Versiche-
rung und über das Verbleiben in derselben
nicht ermöglichen oder die Erstreckung der
Versicherungsp icht auf eine der in der
statutarischen estimmung benannten Klassen
von Personen nicht gerechtfertigt erscheint.

Die Genehmigung der statutarischen Bestim-
mung darf nicht deshalb versagt werden, weil
nach Ansicht der Behörde noch auf andere in der
statutarischen Bestimmungnicht aufgeführteKlassen



von Personen die Versicherungspflicht zu erstrecken
sein würde ;

2. falls die statutarische Bestimmung Arbeitgeber von
der Beitragspflicht befreit (§ 52);
a. wenn die statutarische Bestimmung nicht rechts-

ültig zu Stande gekommen ist, oder über die
estimmungen des § 52 hinausgeht;

b. wenn nach pflichtmäßigem Ermessen der Be-
hörde die Befreiung der Arbeitgeber nicht
gerechtfertigt erscheint.

23. Nach Abschluß der etwa erforderlich ge-
wordenen Verhandlungen ist der mit Gründen zu ver-
sehende Bescheid, durch welchen die Genehmigung ver-
sagt wird, der Gemeinde oder dem weiteren Communal-
verband in Ausfertigung gegen Zustellungsurkunde
mitzutheilen.

Die Beschwerde ist binnen zwei Wochen nach der
Zustellnng bei derjenigen Behörde, die den Bescheid
ertheilt hat, einzulegen (vergl. §§ 121 ff. des Gesetzes
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli
1883, G.-S. S. 195). Die letztere prüft, ob die
Frist gewahrt ist, und weist, wenn dies nicht der
Fall, das Rechtsniittel durch einen binnen zwei Wochen
in gleicher Weise anfechtbaren Bescheid als verspätet
zurück. Jst die Frist gewahrt, so giebt die Behörde
die Sache an die zur Entscheidung auf die Beschwerde
zuständige Instanz ab.

Wird — eventuell auf erhobene Beschwerde —-
die Genehmigung ertheilt, so ist die statutarische Be-
stimmung mit dem Genehmigungsvermerk zu versehen,
in Ausfertignng dem Antragsteller durch Vermittelung
der Aufsichtsbehörde zuznstellen und außer auf dem im
§ 2 vorgeschriebenen Wege durch dasjenige Organ,
welches zu den amtlichen Bekanntmachnngen der Auf-
sichtsbehörde benutzt wird, zu veröffentlichen.

Ueber diejenigen Klassen von Personen, auf welche
die Anwendbarkeit der Vors riften des § 1 durch
statutarische Bestimmungen er treckt worden ist, haben
die Regierun s -Präsidenten nach dem beigefü ten
Muster B. Verzeichnisse aufzustellen nnd fortlausend
richtig zu erhalten.

VI. Ortskrankenkassen
a. Beschlüsse und Anordnungen über Errichtung

derselben. «
24. Gemeindebehörden, welche auf Grund ihres

Organisationsplans und der Verhandlungen über die
neu zu errichtenden Betriebs- (Fabrik-) rankenkassen
(Nr. 5), sowie über die fortbestehenden Krankenkassen
innerhalb des Gemeindebezirks Ortskrankenkassen für
einzelne oder mehrere Gewerbszweige 2c. errichten
wollen (§ 16 Abs. 1 bis 3), haben hierbei nach
Sir. 29 ff. zu verfahren. Falls jedoch eine gemeinsame
Ortskrankenkasse für solche Gewerbszweige 2c. in Aus-
sicht genommen wird, in deren einem hundert oder
mehr versicherungspflichtige Lgsersonen beschäftigt sind
(§ 16 Abs. 4), so hat die emeindebehörde zunächst
den letzteren von dieser Absicht durch einmali e orts-
übliche Bekanntmachnng mit dem Bemerken enntniß
zu geben, daß von ihnen egen die Errichtung der
gemeinsamen Ortskrankenkane binnen einer zu bestim-
menden Frist Widerspruch erhoben werden könne-
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Wird rechtzeitig Widerspruch erhoben, so hat die Ge-
meinde-Behörde die Entscheidung des Regierungs-
präsidenten einzuholen, bei welcher es bewendet.

25. Den Gemeinden bleibt überlassen, wegen Er-
richtung gemeinsamer Ortskrankenkassen für mehrere
Gemeinden (§ 43 Abs. 1) mit anderen Gemeinden sich
in Verbindung zu setzen oder einen entsprechenden
Antrag an den weiteren Communalverband zu richten.

Diejenigen Gemeinden, welche für ihre Bezirke
gemeinsame Ortskrankenkassen errichten wollen, haben
die hierüber gefaßten übereinstimmenden Beschlüsse mit
denjenigen Unterlagen, welche die Prüfung der ord-
nungsmäßigen Abfassung der Beschlüsse ermöglichen,
durch Vermittelung der Aufsichtsbehörde dem Re-
gierungspräsidenten einzureichen.

Jn gleicher Weise sind die Beschlüsse weiterer
Eommunalver ände, durch welche die Errichtung ge-
meinsamer Ortskrankenkassen für ihre Bezirke oder für
Theile derselben angeordnet wird (§ 43 Abs. 2) dem
Regierungspräsidenten (oder dem Oberpräsidenten,
vergl. Sir. 2 Abs. 1 lit. B, Abs. 3) zur Genehmigung
einzureichen; demselben bleibt überlassen, zunächst den
bei der Errichtung betheiligten Gemeinden zu einer
Aeußerung über die beabsichtigte gemeinsame Orts-
kranken-Kasse Gelegenheit zu geben.

Die Genehmigung derartiger Beschlüsse der Ge-
meinden oder weiteren Eommunalverbände ist zu
versagen:

a. wenn die Beschlüsse den Bestimmungen des §43
Abs. 4 nicht genügen;

b. wenn der Bezirk der gemeinsamen Ortskranken-
kasse auf Orte ausgedehnt ist, in welchen für die
zu derselben gehörigen Gewerbszweige-see Orts-
krankenkassen oder nach § 85 als solche fort-
bestehende Krankenkassen vorhanden sind und nicht
gleichzeitig deren Auflösung herbeigeführt werden
ann.
26. Der Bescheid ist, falls Widerspruch erhoben

ist oder die Genehmigung versagt wird, mit Gründen
zu versehen und den Antragstellern, sowie denjenigen
Gemeinden, welche Widerspruch erhoben haben, gegen
Zustellungsurkunde mitzutheilen. Mit der Beschwerde
ist unter Beachtung des § 43 Abs. 6 nach Sir. 23
zn verfahren.

27. Wird von Betheiligten die Errichtung einer
Ortskrankenkasse beantragt (§ 17 Abs. 1, 2), so hat
der Regierungspräsident, sofern der Antrag nicht von
vornherein ungerechtfertigt erscheint, die Einleitung von
Verhandlnn en über die Errichtung der Kasse an-
zuordnen. Die Anordnung hat diejenigen Gewerbs-
zweige 2c. zu bezeichnen, auf welche bei den Verhand-
lungen zunächst Rücksicht zu nehmen ist, und zu be-
stimmen, in welcher Weise den Betheiligten zur
Aeußerung Gelegenheit zu geben und wie die Ver-
handlun en zu führen sind. . ·

Ue er die Erledigung dieses Auftrags hat· die
Gemeindebehörde zu berichten und dabei anzuzeigen,
wieviel versicherun spflichtige Personen und Arbeit-
geber in den einze nen betheili ten Gewerbszweigen 2c.
vorhanden und wie viele von enselben mit Ein chlnß
der Antragsteller dem Antrage beigetreten sind.



Der Regierungspräsident prüft, ob nach den Er-
klärungen der Gemeindebehörde und der Betheiligten
die Errichtung der Kasse für· alle oder für einzelne
der bezeichneten Gewerbszweige 2c. zweckmäßig und
zulässig ist, veranlaßt in letzterem Falle,» sofern dies
erforderlich ist, weitere Verhandlungen uber die Er-
richtung einer gemeinsamen Ortskrankenkasse für
diejenigen Gewerbszweige 2c., bei welckz n die gesetzlichen
Voraussetzungen hierfür vorhanden sin , und trifft dem-
nächst darüber Anordnung, für welche Gewerbszweige 2c.
eine Ortskrankenkasse zu errichten ist.

28. Der die Errichtung einer Ortskrankenkasse
anordnende Bescheid muß unter Hinweis auf § 17
Abfatz 4 eine Frist für die Einreichung des Statuts
bestimmen. Die Frist be innt, sobald die Anordnung
rechtskräftig geworden it. Der Bescheid ist unter
Benachrichtigung der Antragsteller und der Aufsichts-
behörde egen Zustellungsurkunde der Gemeindebehörde
mitzuthei en; wegen der Beschwerde der letzteren gelten
mit den aus § 17 Abs. 3 sich ergebenden Abweichungen
die Bestimmungen der Nr. 23. Wird binnen der ge-
setzten Frist ein nach Anhörung der Betheiligten
erlassenes, den gesetzlichen Bestimmungen entsprechendes
Statut für die Ortskraiikenkasse dem Regierungs-
Präsidenten nicht eingereicht, so eröffnet der letztere der
Gemeindebehörde und den Antragstellern unter gleich-
zeitiger Benachrichtigung der Aufsichtsbehörde, daß
bis zur Erfüllung jener Verpflichtung von denjenigen
Personen, für welche die Errichtung der Ortskranken-
kasse angeordnet worden ist, Beiträge zur Gemeinde-
krankenversicherung nicht zu erheben sind.

Wird die Errichtung einer Ortskrankenkasse von
dem Regierungspräsidenteii oder auf erhobene Be-
schwerde abgelehnt, so werden die Antragsteller und
die Gemeiudebehörde hiervon in Kenntniß gesetzt.

b. Verfahren bei der Errichtung.
29. Wenn von einer Gemeinde, von mehreren

Gemeinden oder für einen weiteren Communalverband
eine Ortskrankenkeiikasse errichtet werden soll, so hat
die Gemeindebehörde oder diejenige Behörde, welcher
für gemeinsame Ortskrankenkasksen mehrerer Gemeinden
die Obliegenheiten der Gemeinde ehörde übertragen sind,
durch einen Commissar ein Kassenstatut entwerfen zu
lassen. Zur Erklärung über den Entwurf haben in
der Regel die bei der KasLe betheiligten versicherungs-
pflichtigen Personen und eren Arbeitgeber, welche zu
diesem Zwecke auf ortsübliche Weise zu laden sind,
unter Leitung des Commissars die von demselben zu
bestimmende Zahl von Vertretern zu wählen. Werden
Vertreter gewählt, Ho sind die Verhandlungen mit
diesen unter Aussch uß der übrigen Betheiligten zu
führen ; ist die an eordnete Wahl von Vertretern
nicht erfolnt oder ist von den Betheiligten oder von
den gewäh ten Vertretern eine sachgemäße Aeußerung
nicht zu erlangen, so ist von weiteren Verhandlungen
Abstand zu nehmen.

Die Gemeindebehörde übersendet die aufgenom-
menen Verhandlungen, eine Uebersicht über die Anzahl
der in den einzelnen Gewerbszweigen ie» für welche die
Kasse errichtet werden soll, im Kassenbezirk beschäftigten
verficherungspflichtigen Personen, sowie den Statut-  

entwurf, und zwar letzteren in zwei Exemplaren, mit-
tels Berichts an die Eommunalaufsichtsbehörde, welche,
soweit sie ni t selbst als höhere Verwaltungsbehörde
zu fungiren erufen ist, die Sache an den Regierungs-
präsidenten weiter giebt.

Der Bericht muß .
a. die gegen den Entwurf erhobenen Widersknrüche

erläutern und angeben, inwiefern dieselben erück-
sichtigungswerth erscheinen ; _

b. unter Beachtung der Bestimmungen »in Nr. 6
die Nachweisung über den durchschnittlichen Tage-
lohn der in den betheiligten Gewerbszweigen 2c.
beschäftigten Personen oder, falls nach dem
Statiitentwurf die Beiträge und die Unter-
stützungen nach Klassen abgestuft werden sollen,
über den durchschnittlichen Tagelohn dieser
Klassen enthalten ;

c. anzeigen, ob der Kasse außer den Beiträgen
sonstige Einnahmen zur Verfügung stehen werden.
30. Der Regierungspräsident, welchem über-

lassen bleibt, zunächst weitere Ermittelungen anzustellen,
setzt den durchschnittlichen Tagelohn der Kassen-
mitglieder unter Berücksichtigung der etwa aufgestellten
Klassen fest, befindet darüber, ob im Fall des § 18
die Errichtung der Kasse zu gestatten ist, falls hier-
über nicht schon vorher eine Entfchließung ergangen
sein sollte, und giebt sodann die Verhandlungen zur
Genehmigung des Kassenstatuts an den Bezirksausschuß
ab. Letzterer prüft zunächst, ob die in dem Statut-
entwiirf vorgesehene Bemessung der Beiträge der An-
forderung des § 21 entspricht. Entstehen hierüber
Zweifel, so ist eine sachverständige Prüfung anzuordnen.
Bei derselben ist von der Annahme auszugehen, daß
bei 50 Mitgliedern die Mininialleistungen mit den
Maximalbeiträgen bestritten werden können. Je nach
dem Ergebniß der sachverständigen Prüfung hat der
Bezirksausschuß nach Maßgabe des § 30 über die
Genehmigung des Kassenstatuts zu beschließen Gegen
den Beschluß desselben, durch welchen die Genehmigung
versagt oder nur unter Bedingungen ertheilt wird,
ist innerhalb zwei Wochen der Antrag auf mündliche
Verhandlung im Verwaltungsstreitverfahren zulässig.

Jn den Provinzen Posen, Schleswig-Holstein,
Hannover, Hessen-Nafsau, Westfalen und in der Rhein-
frovinz befinden, so lange in denselben Bezirks-Aus-
chüskse noch nicht bestehen und an deren Stelle die
Fun tionen der höheren Verwaltungsbehörde von den
Regierungsabtheilungen des Jnnern (Landdrosteien)
wahrgenommen werden, diese letzteren über die Ge-
nehmigung des Kassenstatuts Wird die Genehmigung
versagt oder nur unter Bedin ungen ertheilt, so erläßt
die Regierung (Landdrostei) hierüber einen schriftlichen
Bescheid an die Gemeindebehörde Die letztere kann
innerhalb zwei Wochen nach der Zustellung des Be-
fcheides bei der Regierung (Landdrostei) aus mündliche
Verhandlung antragen oder bei derselben den Rekurs
an den, Minister für Handel und Gewerbe einlegen.

, Die Regierun (Landdrostei) weist das Rechts-
mittel durch Beschei zurück,·falls es verspätet eingelegt
ist ;» gegen » den zurückweisenden Bescheid ist binnen
gleicher Frist der Rekurs an den Minister zulässig.



Auf die mündliche Verhandlung finden die Bestimmungen
der Nr. 42 der zur Ausführunå der Gewerbeordnung
erlassenen Anweisung vom 4. eptember 1869 mit
der Maßgabe Anwendung, daß nur die Gemeinde-
behörde als Betheiligte gilt und andere Widersprechende
an der Verhandlung nicht zu betheiligen sind. Aus-
fertigung des Bescheides erhält die Gemeindebehörde,
Abschrift die Aufsichtsbehörde Gegen den Bescheid
findet der Rekurs an den Minister für Handel und
Gewerbe nach Maßgabe derjenigen Bestimmungen statt,
welche für den Rekurs gegen den ohne mündliche Ver-
gandlung ertheilten Bescheid oben getroffen sind.

er Rekursbefcheid ist der Gemeindebehörde in Aus-
fertigung und der Aufsichtsbehörde in Abschrift
zuzustellen.

31. Das Verfahren ist möglichst zu beschleunigen
Binnen sechs Wochen na Eingang des Antrags ist
der Gemeindebehörde wenig tens ein vorläu ·ger Bescheid
zu ertheilen, falls die endgültige Erle igung noch
nicht angängig war. Wird die Genehmigung ertheilt,
so ist das Kassenstatut auszufertigen, mit dem Ge-
nehmigungsvermerk zu versehen und der Aufsichts-
behörde zur weiteren Veranlassung zu übersenden.
c. Verfahren nach Genehmigung des Kassenstatuts.

32. Nach Genehmigung des Kassenstatuts hat
die Aufsichtsbehörde ungesäumt dafür Sorge zu tragen,
daß die Kasse in Wirksamkeit tritt. Sie ernennt
dazu einen Commissur. Derselbe hat, wenn die
Generalversamlung der Kasse nach den« Bestimmungen
des Statuts aus Vertretern 1esteht, deren Wahl
herbeizuführen und da u die Wahlberechtigten zu
laden. Die Wahl fin et in getrennten Wahlber-
sammlungen statt, sofern nach dem Statut die Ver-
treter von verschiedenen Abtheilungen zu wählen sind;
sie wird von dem Eommissar geleitet; über dieselbe
wird ein Protokoll aufgenommen Lehnen die Ge-
wählten die Annahme der WagxZ ab, so findet eine
Wiederholung derselben statt. ird die Wahl durch
die Wahlberechtigten verweigert (§ 39), so hat die
Aufsichtsbehörde auf Vorschlag des Commissars die
Vertreter zur Generalversammlung zu ernennen.

33. Der Commissar beruft zur ersten General-
versammlung sämmliche Mitglieder derselben auf die
in dem Statut vorgeschriebene Weise. Jn dieser Ver-
sammlung wird die Wahl des Kassenvorstandes vor-
genommen. Denselben wählen die Kassenmitglieder
und die Arbeitgeber getrennt. Letzteren bleibt, falls
das Statut nichts darüber bestimmt, überlassen, ob
sie die ihnen zustehende Anzahl von Stimmen im
Vorstande durch einen oder durch mehrere Vertreter, von
denen aber jeder mindestens eine Stimme haben muß,
führen wollen. Die Verhandlung wird von dem Com-
missar geleitet; über dieselbe wird ein Protokoll auf-
enommen. Lehnen die Gewählten die Annahme der
ahl ab, so findet eine Wiederholung derselben statt.

Wird die Wahl von den Versicherungspflichtigen oder
deren Vertretern verwei ert, oder kommt die General-
versammlung ni t zu tande, so ernennt die Auf-
sichtsbehörde an Vorschlag des Eommissars die Ver-
treter der Kassenmitglieder zum Vorstand.

Nach Beendigung der Verhandlungen hat der
 

8

Eommissar der Aufsichtsbehörde von dem Ergebniß,
msbesondere von der Zusammensetzung des Vorstandes
Anzeige zu machen.

d. Aufsicht.
34. Die Aufsichtsbehörde hat über die Personen,

welche als Mitglieder des Kassenvorstandes angemeldet
find, ein Verzeichniß zu führen und dasselbe na Maß-
gabe der angeme beten Veränderungenfortlaufen richtig
zu halten. Entstehen über die Richtigkeit der nach § 34
Absatz 2 zu erstattenden Anzeigen Zweifel, so hat die
Aufsichtsbehörde den Sachverhalt festzustellen. Jn die
Verzeichnisse der Vorstandsmitglieder ist Jedermann
Einsicht zu gewähren. Auf Grund derselben sind die
im § 35 Absatz 2 erwähnten Bescheinigungen aus-
zustellen.

35. Von der Ermächtigung, die Befugnisse und
Obliegenheiten der Kassenorgane durch ernannte Ver-
treter auf Kosten der Kasse wahrzunehmen, fo lange
der Vorstand oder die Generalversammlung nicht zu
Stande kommen oder die Kassenorgane die Erfüllung
ihrer gesetzlichen oder statutenmäßigen Obliegenheiten
verweigern (§ 45), hat die Aufsichtsbehörde regel-
mäßig, im letzteren Fall aber erst dann Gebrauch zu
machen, wenn eine Aufforderung an die Kassenorgane,
ihre gesetzlichen oder statutenmäßigen Obliegenheiten
binnen einer hierzu zu beftimmenden Frist wahrzu-
nehmen, erfolglos geblieben ist und Ordnungsstrafen
gegen die Mitglieder des Kassenvorstandes erfolglos
vollstreckt worden sind.

36. Die Aufsichtsbehörde hat nach ihrem Ermessen
regelmäßige Revisionen, außerdem aber in jedem Jahre
mindestens eine außerordentliche Revision aller Kassen-
einrichtungen und der Kasse vorzunehmen, für die Ab-
stellung der vorgefundenen Mängel Sorge zu tragen,
nach Befinden die Bestrafung der Schuldigen herbei-
zuführen, nach Maßgabe des § 42 den Zinsfuß für
die bis zur Erstattung veruntreuter Kassengelder ein-
tretende Verzinsung zu bestimmen und die Zinsbeträge
von den Schuldnern nach § 45 beizutreiben Bei den
Revisionen ist darauf zu achten, daß verfügbare Be-
stände auf die zugelassene Art zinsbar angelegt werden.

Ergiebt sich bei den Revisionen oder sonst, daß das
Kassenstatut abzuändern (§ 33) oder die Schließung der
Kasse (§ 47) in Erwägung zu ziehen ist, so hat die
Aufsichtsbehörde dem Regierungspräsidenten sofort
hierüber Bericht zu erstatten. ẃ

37. Für die Bea tung der Fristen zur Em-
reichung der im § 41 ezeichneten Uebersichten und
Abfchlüsse hat die Aufsichtsbehörde Sorge zu tragen.
Diese Schriftstücke sind demnächst mit den etwa erforder-
lichen Erläuterungen dem Regierungspräsidenten ein-
zureichen. «

Ueberschreitet die Zahl der Mitglieder einer Kasse,
deren Generalversammlung nach dem Kassenstatut nicht
aus Vertretern besteht, im Verlauf ihres Bestehens die
Zahl 50(), fo hat die Aufsichtsbehörde eine der Vor-
schrift des § 37 Absatz 2 entsprechende Abänderung
des Statuts herbei uführen. Versagt die General-
versammlung ihre itwirkung dazu, so hat die Auf-
sichtsbehörde von der ihr nach § 45 Absatz 5 zustehen-
den Be ugniß Gebrauch zu machen.



e. Abänderung der Statuten.

38. Beschließt eine Ortskrankenkasse Abänderun en
des Kassenstatuts, so ist eine Zusammenstellung er
abändernden Beschlüsse oder ein vollständig umgear-
beitetes Statut in zwei Exemplaren unter Beifügung
der über die Beschlußfassung aufgenommenen Verhand-
lung der Aufsichtsbehörde, und von dieser mit einer
gutachtlichen Aeußerung demBezirksausschuß vorzulegen.

Das Verfahren richtet sich nach Nr. 30, 31. Die
der Genehmi ung vorausgehende Prüfung hat sich auch
darauf zu erstrecken, ob die Abänderungsbeschlüsse nach
Maßgabe des Statuts gültig gefaßt sind.

- 39. Bei einer nach § 33 erforderlichen Abänderung
des Kassenstatuts hat der Regierungspräsident für die
Einreichung des Abänderungsbeschlusses eine Frist zu
bestimmen. Wird innerhalb dieser Frist ein rechts-
giiltiger Beschluß, durch welchen das Statut abgeändert
wird, dem Bezirksauss uß vorgelegt, so ist nach Nr. 38
zu verfahren. Andern alls hat der Regierungspräsident
ein Exemplar des Statuts mit den erforderlichen Ab-
änderungen zu versehen und mit dem Bemerken aus-
zufertigen, daß das so abgeänderte Statut nach § 33
Absatz 3 an die Stelle des bisherigen Kassenstatuts
trete. Auf die Zustellung und Veröffentlichung des ab-
geänderten Statuts findet Nr. 15 Anwendung.

f. Auflösung, Ausscheidung, Schließung.

40. Die Gemeindebehörde oder in den Fällen des
§ 43 die mit Wahrnehmung der Obliegenheiten der
Gemeindebehörde betraute Behörde, welche die Auf-
lösung einer Ortskrankenkasse beantragt (§§ 16, 17),
hat nachzuweisen, daß die Generalversammlung der
Kasse der Auflösung zugestimmt hat (§ 47 Abs. 2).
Der Antrag ist mit einer gutachtlichen Aeußerung über
die anderweite Versicherung der versicherungspflichtigen
Kassenmitglieder, sowie ü er die Höhe und die Ver-
wendung des Kassenvermögens durch Vermittelung der
Aufsi tsbehörde dem Bezirksausschuß einzureichen. Jn
dem erfahren vor dem letzteren gelten die antrag-
ftellende Behörde und die Ortskrankenkalsse als Be-
theiligte; im Uebrigen richtet sich dassel e nach den
Vorschriften der Nr. 38.

41. Beantragt die Generalversammlung einer für
mehrere Gewerbszweige 2c. innerhalb des Bezirks einer
Gemeinde (§§ 16, 17) errichteten gemeinsamen Orts-
krankenkasse die Auflösung der letzteren (§ 48 Abs. 1),
so hat der Vorstand den Beschluß der Generalversamm-
lung der Aufsichtsbehörde einzureichen. Diese erfordert
über denselben, sowie über die anderweite Versicherung
der versicherungspfli tigen Kassenmitglieder, ü er die
Höhe und über die erwendung des Kassenvermögens
die gutachtliche Aeußerung der Gemeindebehörde und
giebt dann die Verhandlungen mit ihrer Aeußerung an
den Bezirksausschuß ab. Jm Uebrigen wird unter
Beachtung des § 48 Abs. 4 nach Nr. 23 verfahren.

Anträge auf Auflösung einer für mehrere Gemeinden
oder für einen weiteren Kommunalverband errichteten
gemeinsamen Ortskrankenkasse (§ 43), welche von einer
der betheiligten Gemeinden oder von der General-
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versammlun der Kasse gestellt werden (§ 48 Abs. 3),
sind der Aufsichtsbehörde einzureichen. Diese veranlaßt
die Aeußerung der übrigen bei der Kasse betheiligten
Gemeinden oder der Vertretung des weiteren Kommunal-
verbandes, für dessen Bezirk die Kasse besteht, sowie die
Aeußerung der Generalversammlung der Kasse, soweit
dieselbe noch nicht gehört ist ; im Uebrigen wird nach
Absatz 1 verfahren.

42. Dem Antrage der Generalversammlung einer
gemeinsamen Ortskrankenkasse auf Ausscheidung eines
Gewerbszweiges 2c. aus der Kalsse (§ 48 Abs. 2) muß
eine Uebersicht über die Anzah der auszuscheidenden
Personen und über die Art und Höhe der für die
letzteren bereits erwachsenen Unterstützungsansprüche,
sowie der Nachweis beigefügt sein, daß die Mehrzahl
der den auszuscheidenden Gewerbszweigen 2c.angehörenden
Kassenmitglieder zuftimmt. Jm Uebrigen findet Nr. 41
Ab atz 1 Anwendung.

Anträge derGeneralversammlung einer gemeinsamen
Ortskrankenkasse mehrerer Gemeinden oder eines weiteren
Kommunalverbandes, sowie Anträge einer an solcher
Kasse betheiligten Gemeinde auf Ausscheidung von
Angehörigen einer Gemeinde aus der Kaslse (§ 48 Abs. 3)
sind nach Nr. 41 Absatz 2 zu behande n.

43. Anträgen auf Auflösung oder Ausscheidung
ist nur stattzugeben, wenn veränderte Umstände oder
die durch die Erfahrung gewonnene richtigere Beurthei-
lung der Verhältnisse die Behörde überzeugt haben, daß
durch die Auflösung oder Ausscheidung eine zweck-
mäßigere Ausführung des Gesetzes ermöglicht wird.

44. Kommt die Schließung einer Ortskranken-
kasfe in Frage, so hat der Regierungspräsident in einem
Vorverfahren, in welchem die Generalversammlung der
Kasse zu hören ist, den Sachverhalt festzustellen und
nach dem Ergebniß dieser Verhandlungen entweder die-
selben einzustellen oder die Aufsichtsbehörde zu beauf-
tragen, bei demBezirksausschuß die Klage auf Schließung
einzubringen.

Jn den Provinzen Posen, Schleswig- olstein,
Hannover, Westfalen, Hessen-Nassau und in dePRheiw
provinz werden, so lange in denselben Bezirksausschüsse
noch nicht bestehen, und falls die Verhandlungen auf
Grund der Ergebnisse des Vorverfahrens nicht eingestellt
werden, der Vorstand der zu schließenden Kasse und ein
Vertreter der Aufsichtsbehörde zur mündlichen Ver-
handlung vor die Regierung (Landdrostei) geladen. Für
die Ladung, das Verfahren, die Entscheidung und den
Rekurs an den Minister für Handel und Gewerbegjind
die Bestimmungen der Nr. 42, 43, 45 ff. der zur us-
fiihrung der Gewerbeordnung erlassenen Anweisung vom
4. September 1869 maßgebend. -

45. Der Bescheid und die Entscheidung, durch
welche die Auflösung, Ausscheidung oder Schließung
ausgesprochen wird, mügzen unter Beachtung der §§ 4,
48 über die anderweitige ersicherung der versicherungs-
pflichtigen Personen, sowie über die Verwendung des
Kassenvermögens Bestimmun treffen und den Zeitpunkt
angeben, mit welchem die Auslösung Ausscheidung oder
Schließung eintreten soll.



Sobald die. Auflösung, Ausscheidun oder Schlie-
ßungrechtskräftig feststeht, hat die Aufsichtsbehörde die
betheiligten Kassenmitglieder und Arbeitgeber auf orts-
übliche und sonst geeignet scheinende Weise davon in
Kenntniß zu setzen, welcher Art der Krankenversicherung
die ersteren von dem bestimmt zu bezeichnenden Tage ab,
an»dem die Maßregel in Kraft tritt, zugehören. Die
gleiche Benachrichtigung ist derjenigen Gemeinde oder
Ortskrankenkafse zuzustellen, welcher die versicherungs-
pflichtigen Mitglieder der aufgelösten oder geschlossenen
Kasse oder die ausgeschiedenen Kassenmitglieder über-
wiesen worden sind.

Die Abwickelung der Vermö ensregulirung erfolgt
durch den Vorstand der aufgelösten oder geschlossenen
Kasse unter Controle der Aufsichtsbehörde, und falls
der Vorstand die Erfüllung dieser Verpflichtung ver-
weigert oder verzögert, durch die Aufsichtsbehörde

g. Verbände von Ortskrankenkassen.

46. Ortskrankenkafsen, welche nach Maßgabe des
§ 46 sich zu einem Kassenverbande vereinigen wollen,
haben die bezüglichen übereinstimmenden Beschlüsse ihrer
Generalversammlungen nebst den die Prüfung dieser
Beschlüsse ermöglichendenUnterlagen und einem Statuten-
entwurf, letzteren in zwei Exemplaren, durch Vermittelung
der Aufsichtsbehörde dem Regierungspräfidenten vor-
zulegen. Das Statut muß Bestimmungen über die
Vertheilung der Kosten des Verbandes und darüber
enthalten, welcher Zeitpunkt hierbei für die Berechnung
der Zahl der Kassenmitglieder (§ 46 Abs. 3) maßgebend
sein soll.

Die Aufsicht über den Kassenverband führt die
Aufsichtsbehörde desjenigen Bezirks, für welchen der
Verband errichtet ist. Die Aufsicht hat sich darauf zu
beschränken, daß die Bestimmun en des Statuts befolgt
und die Beiträge richtig verthei t und eingezogen werden.

Die Auflösung des Kassenverbandes erfolgt nach
Maßgabe des Statuts unter Genehmigung des Re-
gierungspräfidenten .

VI]. Betriebs- (Fabrik-) Krankenkassen.

a. Errichtung und Beaufsichtigung
47. Wird für den Betrieb eines Unternehmers,

welcher fünfzig oder mehr der Versicherungspflicht
unterworfene Personen beschäftigt, von der Gemeinde,
in deren Bezirk die Bes äftigung ftattfindet, oder von
der Ortskrankenkafse, we cher die beschäftigten Personen
angehören, die Errichtung einer Betriebs- (Fabrik-)
Krankenkasse beantragt, so hat der Regierungspräfident
eine Erörterung des Sachverhalts herbeizuführen und
anzuordnen, in welcher Weise bei derselben den Bethei-
ligten oder deren Vertretern zur Aeußerung Gele Inheit
zu geben ist. Erftreckt sich der Betrieb des nter-
nehmers über den Bezirk mehrerer Gemeinden, so sind
diese sämmtlickå zu betheiligen. Die Aeußerung der
Gemeindebehör en hat sich auch darauf zu erstrecken, wie
hoch die Beiträ e zu bemessen find, wel e dem Unter-
nehmer im Fa des § 62 aufzuerlegen ein würden.

Nach Abschluß der Verhandlungen entscheidet der
Regierungspräfident nach pflichtmäßigemErmessen unter
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Abwägung der Innre-gen sämmtlicher Betheiligter über
die· Errichtung der etriebs- ( abrik-) Krankenka se.
Wird der Antrag abgelehnt, so ind die Antragste er,
sowie die betheili ten Gemeinden hiervon in Kenntniß
u setzen. Der efcheid, durch welchen die Errichtung
er Kasse angeordnet wird, ist dem Unternehmer unter

Hinweisung auf die· Vorschriften des § 62 gegen Zu-
stellungsurkunde mit der Aufforderung mitzutheilen,
binnen einer angemessenen, nach den Umständen fest-
zusetzenden Frist zur Vermeidung der gesetzlichen Nach-
theile ein den Bestimmungen des Gesetzes entsprechendes
Kassenftatut zur Genehmigung einzureichen. Den be-
theiligten Gemeinden und Ortskrankenkassen ist Ivon
diesem Bescheide Kenntniß zu geben. .«

Der Regierungspräfident bestimmt, ohne anAnträge
gebunden zu sein, darüber, ob für Betriebe mit beson-
derer Krankheitsgefahr eine Betriebs- (Fabrik-) Kranken-
kasse zu errichten ist. Wird die Errichtung derselben
angeordnet, so ist nach dem vorigen Absatz. zu verfahren.

Auf denAntrageines Unternehmers,welcher weniger
als fünfzig versicherungspfli tige Personen bes äftigt,
ist die Errichtung einer Betrie s- Fabrik-) Kran enkasse
in der Regel zu gestatten, sobald ie Voraussetzung des
§ 61 Absatz 2 dargethan—ist, und von der Errichtung
der Kasse Nachtheile nicht zu besorgen sind.

48. Wird von dem Unternehmer, welchem die
Errichtung einer Betriebs- (Fabrik-) Krankenkasse auf-
gegeben worden ist, binnen der ihm gesetzten Frist ein
bestimmun smäßig aufgestelltes Kassenstatut nicht vor-
gelegt, so setzt der Regierungspräfident unter Berück-
sichtigung der hierüber abge ebenen Erklärungen der
Gemeindebehörde fest, welche eiträge von dem Unter-
nehmer nach Maßgabe des § 62 zu derjenigen Orts-
krankenkasse, der die in seinem Betriebe beschäftigten
versicherungspflichtigen Personen angehören, oder be-
züglich solcher Personen, die einer Ortskrankenkasse nicht
angehören, zur Gemeindekrankenversicherung derjeni en
Gemeinde, in deren Bezirk sie beschäftigt find, geleistet
werden müssen.

Diese Festsetzung wird dem Unternehmer und der
Aufsichtsbehörde, sowie zur weiteren Veranlassung durch
Einziehung der Beiträge den betheiligten Gemeinden
und Ortskrankenkassen mitgetheilt.

49. Ein Unternehmer, welcher eine Betriebs-
(Fabrik-) Krankenkasse errichtet, hat über den Entwurf
eines Kassenstatuts die Betheiligten oder die Vertreter
derselben zu hören. Sind hierzu Bekanntmachungen
erforderlich, so genügt ein Anschlag an einer allgemein
zugänglichen un häufig betretenen Stelle der Fabrik-
räume. Jm Uebrigen finden die Bestimmungen unter
Nr. 29 bis 34, 36 bis 39 mit der Maßgabe Anwen-
dung, daß die Unterlagen von dem Unternehmer oder
seinem Beauftragten durch Vermittelung derjeni en
Behörde einzureichen find, welcher für den Fall ·er
Erri tuncg die Aufsicht über die Betriebs- ( abrik-)

 

Kran enka se zustehen würde, da die Uebersi t über
die Versi erungs flichtigen auf iejeni en Personen zu
beschränken ist, w che in dem Betriebe beschäftigt werden,
daß der Bericht Angaben über den durchschnittlichen
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a elo n nur dann zu enthalten braucht, wenn, die

Zeäräxke und Unterstützungen lacht; nach dem wirkli en

Arbeitsverdienst der einzelnen ersicherten bem sen

werden sollen und daß an dem Genehmigungsverfahren

ni t die Gemeinde, sondern der Unternehmer zu be-

theiligen ist. ‘

Ob bei zeitweiliger Einstellung oder erheblicher

Einschränkung des Betriebes von fder Befugniß .. des

§ 67 Gebrauch zu magen ist, hat die Aufsichtsbehörde

erforderlichenfalls na vorher eingeholten Weisung

des Regierungspräsidenten, unter Berücksichtigung der

muthmaßlichen Dauer dieses Zustandes, des Interesses

der Kassenmitglieder, der von dem Unternehmer ge-

währten Garantie und der sonstigen obwaltenden Ver-
ggiltnisse sorgfältig zu prüfen. Uebernimmt dieselbe die
erwaltung der Kasse, so ist hiervon dem Regierungs-

präsideiiten Anzeige zu machen.

b. Auflösung und Schließung.

50. Ein Unternehmer, welcher die Auflösung der
für seine Betriebe errichteten Betriebs- (Fabrik-) Kranken-
kasse herbeiführen will, hat der Aufsichtsbehörde die
Zustimmung der Generalversammlung der Kasse näch-
zuweisen und eine Uebersicht über die Zahl der Kassen-
mitglieder, welche für den Fall, daß der Betrieb siZ
über die Bezirke mehrerer Gemeinden erstreckt, na
diesen aufzustellen ist, sowie eine Uebersicht über die
noch nicht erledigten Unterstützungsansprüche und die
vorhandenen Deckungsmittel einzureichen.

Die Aufsichtsbehörde fordert die Vorstände der-
jenigen Gemeinden und Orts·krankenkassen, welchen im
Fall der Auflösung die bisherigen Mitglieder der
Betriebs- (Fabrik-) Krankenkasse zuzuweisen sein würden,
zu einer Aeußerung über den Antrag auf und giebt
nach Ablan der für dieselbe gestellten Frist die Ver-
handlungen mit einer gutachtlicheuAeußerung, in welcher
sie sich über die Weiterversicherung der versicherungs-
pflichtigen Personen und ü er die Verwendung des
Kassenvermögens auszusprechen hat, an den Regierungs-
präsidenten ab.

Kommt die Schließung einer Betriebs- (Fabrik-)
Krankenkasse in Frage, so hat der Regierungspräsident
unter Anhörung des Unternehmers, sowie der General-
versammlung der Kasse den Sachverhalt festzustellen
Soll die Schließung wegen ordnungswidriger Kassen-
und Rechnungsführung erfolgen, so ist glei zeitig die
Höhe desjenigen Beitrags zu erörtern, we cher nach
Maßgabe der §§ 62, 68 Abs. 2 von dem Unternehmer
geleistet werden soll.

51 Der Regierungspräsident beschließt über die
Auflosung oder Schließung der Kasse. Der Bescheid,
welcher die Auflösung oder Schließung ausspricht,
muß enthalten:

a. die Bestimmung des Tages, mit welchem die
Maßregel in Kraft tritt,

b. die Bestimmung daß an diesem Tage zur Deckung
der bereits ent tandenen Unterstützungsansprüche
ein von der Aufsichtsbehörde festzusetzender Be-
trag aus dem nach Abzug der Schulden verblei-  

· benden Kassenvermögen, und soweit dasselbe nicht
ausreicht, von dem Unternehmer aus eigenen
Mitteln an die Aufsichtsbehörde oder nach deren
Anweisung abzuliefern sei,

c. Bestimmungen über den Rest des Kassenvermö-
gens und die Weiterversicherung der versicherungs-
pflichtigen Kassenmitglieder,

d. die Bestimmung über die Höhe der nach § 68
Absatz 2 zu leistenden Beiträge, falls solche auf-
erlegt werden sollen.

Der Bescheid ist dem Unternehmer, sowie der
Kasse in Aiisfertigung zuzustellen und der Aufsichts-
behörde abschriftli mitzut eilen. Auf die Beschwerde,
welche an den inister "r Handel und Gewerbe
geht, finden die Bestimmungen der Nr. 23 Absatz 2
Anwendung

52. Sobald die Auflösung oder S ließung
rechtskräftig feststeht, hat die Aufsi tsbe örde iejenige
Ortskrankenkasse und Gemeinde, we cher ie Weiterver-
sicherung der versicherungspflichtigen Personen zufällt,
von dem Tage, an welchem dieser Wechsel eintritt und
eventuell von der auf Grund des § 68 Absatz 2 ge-
troffenen Anordnung über Beiträge des Unternehmers
in Kenntniß zu setzen. Den Betrag derjenigen Summe,
welche am Tage der Auflösung oder Schließung ab-
zuliefern ist, hat die Aufsichtsbehörde nach Anhörung
des Unternehmers und des Kassenvorstandes rechtzeitig
festzusetzen Für die zur Zeit der Auflösung oder
Schließung etwa schon entstandenen, aber noch nicht
festgestellten Unterstützungsansprüche ist den ihrer Höhe
nach bekannten Ansprüchen ein angemessener Betrag
hinzuzusetzen Soweit der Betrag am Zahlungstage
nicht eingeht, ist er ungesäumt nach § 55, 65 von dem
Unternehmer beizutreiben.

Die Aufsichjtsbehörde bewirkt demnächst die Be-
friedigung der nterstützungsberechtigten Ueber die
hierbei etwa erübrigten Beträge wird, soweit sie nicht
von dem Unternehmer in Ermangelung ausreichenden
Kassenvermögens hergegebeii worden sind, na Maß-
gabe der in dem Bescheid (Nr. 51) über die erwen-
dung des Ka senverniögens getroffenen Bestimmung
verfügt; der est wird dem Unternehmer zurückerstat-
tet; Ausfälle werden von ihm beigetrieben.

VIII. Bau- und Jnnuiigs-Krankenkassen.

53. Die Vorstände der Gemeinden, sowie die Guts-
herren in selbstständigen Gutsbezirken und die Ge-
markungsberechtigten in selbstständigen Gemarkungen
haben von vorübergehenden Baubetrieben, welche in
ihrem Bezirk unternommen werden und welche voraus-
Fichtliclä fünfzig oder mehr versicherungspflichtige Per-
onen aiiernd beschäftigen werden, dem Regierungs-
präsidenten Anzeige zu machen.

Darüber, ob bei derartigen Baubetrieben die Er-
richtung einer Baukrankenkasse anzuordnen und etwai-
en Anträgen der Bauherren wegen Uebertragung ihrer
erpflichtungen auf Baunternehmer lzu ents rechen ist,

hat der Regierungsprä ident nach pf ichtmä i em Er-
messen zu befinden. ie Verfügung, dur welche

 



die Errichtung der Kasse angeordnet wird, muß für
die Einreichung eines dem Gesetze entsprechenden Kassen-
statuts eine Frist festsetzen. Jni Uebrigen finden unter
Berücksichtigung des § 72 Absatz 3 die Bestimmungen
der Nr. 47 ff. Anwendung.

Die bisherigen Bestimmungen über die Errichtung .
und Auflösung von Jnnuiigskraiikenkassen, sowie über
die Genehmigung ihrer Statuten bleiben unberührt.

IX. Gemeindekrankenversicherung.

54. Gemeindebeschlüsse, welche eine Abänderung
der Höhe der Beiträge oder der Unterstützungen be-
zwecken (§§ 9, 10), sowie die nach § 10 Absatz 3 er-
lassenen Verfü ungen des Regierungspräsidenten sind
au die für die Delanntmachungen der Gemeindebehörde
vorgeschriebene oder ortsübliche Weise zu veröffentlichen.

Uebereinstimmende Beschlüsse mehrerer Gemeinden
über Einführung gemeinsamer Gemeindekrankenversiche-
rung (§ 12) sind in der Regel zu genehmigen, wenn
dieselben rechtsgülti gefaßt sind, ausreichende Bestim-
mungen über die Verwaltung der gemeinsamen Ge-
meindekrankenversicherung enthalten und einen Eingriff
in andere derartige Einrichtungen nicht besorgen lassen.
Dasselbe gilt für die Beschlüsse weiterer Eommunal-
verbände, durch welche diese an die Stelle ihnen ange-
höriger Gemeinden gesetzt werden, oder durch welche
für Gemeinden eine gemeinsame Gemeindekranken-
versicherung eingeführt wird. Jm letzteren Fall sind
vor der Entscheidung über die Genehmigung die be-
theiligten Gemeinden zu hören.

Dem Antrage einer Gemeinde auf Vereinigung
mit benachbarten Gemeinden zu gemeinsamer Gemeinde-
krankenversicherung hat der Regierungspräsident in
der Regel stattzugeben, sobald die Voraussetzungen des
§ 13 erfüllt sind und ein Eingriff in andere derar-
tige Einrichtungen nicht zu besorgen ist. Vor Erlaß
der Anordnung sind diejenigen Gemeinden, mit wel-
chen die beantragende Gemeinde vereini t werden soll,
über die Vereinigung, und alle bethei igten Gemein-
den unter Vorlegung eines bezüglichen Entwurfs über
die für die Verwaltung der gemeinsamen Gemeinde-
krankenversicherung zu erlassenden Bestimmungen zu
hören. Erachtet er Regierungspräsident für zweck-
mäßig, daß ein weiterer Kommunalverband für die
Gemeindekrankenversicherung der ihm angehörenden
Gemeinden an die Stelle der letzteren trete (§ 13
Abs. 2), so sind nicht die Gemeinden, sondern der
weitere Kommunalverband zu hören. Die von dem
Regierungspräsidenten nach Absatz 2 und 3 erlassenen
Verfügungen und Anordnungen sind den betheiligten
Gemeinden und Verbänden zuzustellen. Auf die Be-
schwerde finden die Bestimmungen der Nr. 23 vorbe-
haltlich der anderweiten Fristbestimmung nach §§ 12,
13 Anwendung. Endgültige Anordnungen über die
emeinsame Gemeindekrankenversicherung sind auf die

sgür die betheiligten Gemeinden und weiteren Kommu-
nalverbände vorgeschriebene oder übliche Weise zu ver-
öffentlichen

Die Auflösung bestehender Vereinigungen zu ge-
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meinsamer Gemeindekrankenversicherun (§ 14) ist nur
zu gene migen, wenn veränderte Umstände oder die
durch rfahrung gewonnene richtigere Beurtheilung
der Verhältnisse die Ueberzeugun begründen, daß
durch die Auflösung eine zweckmäsigere Ausführung
des Gesetzes ermöglicht wird. Für das Verfahren
und die Veröffentlichung gelten die bei Errichtung
der gemeinsamen Gemeindekrankenversicherung maß-
gebenden Bestimmungen

Jn welchen Fällen an die Stelle des Regierungs-
präsidenten der Oberpräsident tritt, ergiebt sich aus
Nr. 2 Abs. 1 lit. b, Abs. 2, 3.

X. Gemeinsame Meldestelle.

55. Aufsichtsbehörden , welche nach Maßgabe
des § 49 Abs. 3 eine gemeinsame Meldestelle für die
Genieindekrankeiiversicherung und die Ortskrankenkassen
ihres Bezirks errichten, haben darüber Beschluß zu
fassen, ob nach Maßgabe des § 76 von solchen Kas-
sen, deren Mitgliedschast von der Theilnahme an der
Gemeindekrankenversicherung oder einer Ortskranken-
kasse entbindet, der Austritt von Mitgliedern bei die-
ser Meldestelle angezeigt werden soll. Die Errichtung
der gemeinsamen Meldestelle ist in denjenigen Gemein-
den, für welche die Anordnung in Kraft tritt, aus
ortsübliche Weise bekannt zu machen und durch das-
jenige Organ, wel es für die amtlichen Bekannt-
machungen der Aufsichtsbehörde dient, zu veröffent-
lichen. Wird von der in § 76 Abs. 1 ertheilten Er-
mächtigung Gebrauch gemacht, so ist in die Bekannt-
machung der Hinweis aufzunehmen, daß die gesetzliche
An- und Abmeldungspflicht der Arbeitgeber unberührt
bleibt, auch ist den von der Anzeigepflicht berügrten
Krankenkassen des Bezirks (Betriebs- [Fabrik-], au-
Jnnungs- Knappschafts- und zur Krankenversicherung
zufolge § 75sugelassene eingeschriebene oder freie Hilfs-
kassen ohne eitrittszwang, welchen versicherungspflich-
tige im Bezirk der Aufsichtsbehörde beschäftigte Xer-
sonen angehören) von der Anordnung besondere it-
theilung zu machen.

56. Der gemeinsamen Meldestelle ist ein Ver-
zeichniß der in ihrem Bezirk bestehenden Ortskranken-
kassen und derjenigen Gemeinden, für welche Gemeinde-
krankenversicherung oder gemeinsame Gemeindekranken-
versicherung besteht, zuzustellen. Die gemeinsame
Meldestelle prüft, ob dasjenige Mitglied, dessen Aus-
tritt angezeigt worden ist, nach den Vorschriften des
Gesetzes und der für ihren Bezirk gemäß § 2 ergan-
:enen statutarischen Bestimmungen versicherungspflichtig

ist. Sofern dieses nicht der Fall ist, wird auf die
nzei e nichts weiter veranlaßt Jst das ausgetretene

Mitg ied aber versicherungspflichtig, so giebt die
kgremeinsame Meldestelle ungesäumt derjenigen Orts-

ankenkasse, welcher der Ausgeschiedene als Mitglied
anzugehören, oder derjenigen Gemeinde, zu deren Ge-
meinde-Krankenversicherun derselbe beizutragen haben
würde, von der Anzei e enntniß. Die Ortskranken-
kasse oder die Gemein e controlirt auf Grund dieser
Anzeige die weitere Versicherung

C
D

 THE
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Wqu eine gemeinsame Meldestelle mit der in einem theiligt sind, welche dem Kassenverbande ni t an e-

Kassenverkiande eingerichteten gemeinsanien Rechnungsk huren Jm Uebrigen fällt die Controle derchWeiter-

unb Kassekszsführun vereint t Wird, so sind von den bei versicherung der gemeinsamen Meldestelle au.

der gemeinsamen«s. eldeste se eingehenden Anzeigen nur Der Minister es ür den Minister

diejenigen Zweiter-»4 »zu geben, bei denen die Gemeinde- Jmkem für Zauber nnb Giemetße.

krankenversicherung oder solche Ortskrankenkassen be- v. Puttkamer. v. Bötticher.



In ......... bestehen folgende Krankenkassen:
I. Ohne Beitrittszwang.
 
 

 

 

      
 

 

 

 

 

« « . D« St t t f'nb b st"ti t. Welchen Personen Art der Leistung, te a u er: I e a S :
MI· ’ der Kasse Sitz her Kasse ist die Kasse zugänglich? welche die Kasse gewährt. ; wann.

. von wem?

1. 2. 3. 4. 5. 6.

z ‚

II. Mit Beitrittszwang (nach Gesetz, Ortsstatut, Reglement, Arbeitsvertrag u. s. w.).

— — Art Der Die Falls die Anzahl in . .
. Welchen. Leistung Statuten Anzahl der Kassenmitglieder “um Jahre um?" 5° Wie vielVer- Erschaut»dl.eName SItz Personen Ist - . » . . o, _betrqgen hat. » Betftungßfabtg=Nr. . welche die smdbestattgt: m den Jahren wird die Zahl der mogen hat .

der Kasse- der Kasse- dle »Kas»se 9 Kasse ge- a. warm? Kgssellxmitåzlieder voraus- Die Kasse-Z fett dsr Kasse
zugangkchs wahrt b—VOUWems"18781187911880118811188211883 sichtlcso FXTZTZPUW Muße“?

1, 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10.
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Die Anwendung der Vorschriften des § 1 des Reichsgesetzes vom 15. Juni 1883 ist erstreckt worden .

C





Beilage zii Nr. 2 desHelfer Kreislilattes.
oliti en Er ebniffe des Jahres 1883.

Die tg:eItseizembeskh des Jghres 1882, zwölf Monate

vor dem Besuch, den der Kronprinz dem Vatikan

erstattete, gab ein an den Papst Leo XIII. gerichtetes

Schreiben unseres Königs der Ueberzeugung Ausdruck,

daß eine beiderseitige Annäherung angezeigt erscheine

und daß eine dadurch ermöglichte Wiederbesetzung der

im Kirchendienst vorhandenen Vakanzenfnoch mehr im
Interesse der katholischen Kirche, als in demjenigen

des Staates liegen würde. Diese Erwartung ist»durch

die Ereignisse des abgelaufenen Jahres· genugsam
gerechtfertigt worden, um der Staatsregierung den
Dank und die Anerkennung aller derjenigen zu sichern,
welche die Wiederherstellung normaler8 Beziehungen
zwischen Staat und Kirche anstreben. Keinen»Augen-
blick wird die rückschauende Betrachtung dariiber im
Zweifel sein können, daß die Sache der Wiederher-
stellung solcher Beziehungen während der letzten zwölf
Monate erfreuliche Fortschritte gemacht hat und daß
wir dem in dem Kaiserlichen Handschreiben bezeichneten
Zwecke abermals um ein Erhebliches näher gekommen
sind. Es genügt in dieser Rücksicht an die Thatsachen
zu erinnern, welche der am 31. Dezember 1883
verkündigten bedeutsamen Entschließung des Königlichen
Staatsministeriums unmittelbar vorhergegangen sind.

Die Reihe dieser Thatsachen wurde durch einen
am 5. Juni v. J. dem Landtage der Monarchie über-
gebenen Gesetzentwurf eröffnet, der von der Bereitschaft
der Staatsregierung zur Beseitigung des in zahlreichen
katholischen Gemeinden obwaltenden seelsorgerischen
Nothstaiides ebenso beredtes Zeugniß ablegte, wie von
dem Verständniß derselben für die unter den
katholischen Staatsbürgern herrschende Auffassung der
kirchenpolitischen Beziehungen Nach eingehenden
Verhandlungen kam ein am 11. Juli v. J. vollzogenes
Gesetz zu Stande, welches die Anzeigepflicht auf das
Maaß des Uneiitbehrlichen beschränkte, der Zuständig-
keit des Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten
engere Grenzen zog und die durch das Gesetz vom
14. Juli 1880 ausgesprochene Straffreiheit für die
Vornahme geistlicher Amtshandluiigen ausdehnte.
Soweit dies ohne Preisgebung wesentlicher Rechte
des Staates möglich war, sollten die Hemmnisse
beseitigt werden, welche der Beseitigung des seelsorgerischen
Nothstandes bisher im Wege gestanden hatten.

Auch nach Erlaß dieses Gesetzes stieß die bei
Einbringung derselben ausgesprochene Erwartung, daß
man es auf kirchlicher Seite an einem entsprechenden
Entgegenkommen nicht fehlen lassen und von der
dargeboteneii Möglichkeit zur Wiederbesetzung der
vaeant gewordenen geistlichen Aemter bereitwilligen
Gebrauch machen werde, vielfach auf Zweifel und
Bedenken. Der Erfolg hat gelehrt, daß dieselben
unbegrüiidet waren, und daß die Erwartung der
Staatsregierung, Vertrauen werde Vertrauen erwecken,
nicht getäuscht worden ist. Allen gegentheiligen
Vorhersagungen zum Trotzymachte der heilige Stuhl
Elch u»ber Maßregeln schlüssig, welche eine umfassende
.usf.uhrung des neuen Gesetzes sichern. Es wurde

die Einholung der durch die Novelle vom 31. Mai 1882  

 

ermöglichten ftaatsseitigen Dispenfe für seelsorgerische
Verwendung derjenigen katholischen Geistlichen
genehmigt, welche sich über eine den gesetzlichen Vor-
schriften entsprechende Vorbildung nicht ausweisen
können, und behufs Ausdehnung der Wohlthaten des
Gesetzes auf alle Diözesen des Staates die bezügliche
Vermittelung dem Senior der preußischen Bischöfe,
dem Bischof von Culm, übertragen. Auch in den der
bischöflichen Leitung zur Zeit entbehrenden Diözesan-
bezirken sollte der seelsorgerischen Noth der Gemeinden
auf dem Boden des Gesetzes vom 11. Juli 1883
abgeholer werden können. «

Auf solche Weise ist die seit Jahren angestrebte
Wiederherstellung geordneter seelsorgerischer Ver-
hältnisse in den katholischen Landestheilen endlich
gesichert worden. Zur Befriedigung der Staats-
regierung über die Erreichung des angestrebten Zieles
hat es wesentlich beigetragen, daß derselben die
kirchliche Mitwirkung nicht gefehlt hat und daß durch
das bewiesene Entgegenkommen weitere Maßnahmen
zur Förderung der kirchenpolitischen Verständigung
ermöglicht worden sind. Nachdem ein Allerhöchster
Gnadenakt den Bischof von Limburg seiner Diözese
zu Anfang des vorigen Monats wiedergegeben hatte,
ist ani letzten Tage des alten Jahres ein Beschluß
des Königlichen Staatsministeriums zur öffentlichen
Kenntniß gebracht worden, dessen Bedeutung für die
fernere Gestaltung unserer kirchenpolitischen Verhältnisse
der Erläuterung nicht bedarf. Auf Grund von Artikel
1 des Gesetzes vom 31. Mai 1882 in Verbindung
mit Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 1880 ist für
den Umfang der Diözesen Culm, Ermland und Hildes-
heim die Wiederaufnahme der eingestellten Staats-
leistungen an die römisch-katholischen Bisthümer und
Geistlichen vom 1. Oktober v. J. ab angeordnet worden.

Möchte der beim Jahreswechsel gethane neue
Schritt zur Wiederherstelluiig des vollen kirchlichen
Friedens von günstiger Vorbedingung für den Zeit-
abschnitt sein, in welchen wir am 1. Januar 1884 ge-
treten sind. Möchte der Geist des Vertrauens und
der Versöhnlichkeit, in welchem die Staatsregierung
ihre Entschließungen gefaßt hat, von Allen bethätigt
werden, die sich der Mitverantwortlichkiit für die
fernere Gestaltung der Beziehungen zwischen Staat
rnd Kirche bewußt sind.

Die Wirthschafts- nnd Sozialpolitik beim
Jahreswechfel.

Jn den Betrachtungen, zu denen die Jahreswende
diesmal den Blättern Anlaß bot, hat auch die Wirth-
schafts- und Sozialpolitik allenthalben eine Stelle
gefunden: Lob und Tadel wurden je nach dem Partei-
standpunkt bezüglich der Vergangenheit, Befürchtungen
und Hoffnungen bezüglich der Zukunft geäußert.
Gleichwohl haben die bezüglichen Betrachtungen in
den Rückblicken nicht ganz diejenige Rolle gespielt,
die nach Lage der thatfächlichen Verhältnisse wohl
zu erwarten gewesen wäre. Es wäre unrichtig, hier-
aus den Schluß zu ziehen, daß die Fortschritte nicht
genügend gewürdigt werden, welche auch das Jahr



1883, und zwar in hervorragendem Maße, auf wirth-
sch aftlichem und sozialem Gebiete aufzuweisen hat.
Es erklärt sich diese Erscheinung vielmehr aus der
Wandlung, welche sich — Dank der Erfolge dieser
Politik — in dem öffentlichen Geiste vollzogen hat.
Wie die Kämpfe um wirthschaftliche Prinzipien mehr
und mehr nachgelassen haben, so wird auch mehr und
mehr die Fortsetzung der begonnenen Reformpolitik als
natürlich und selbstverständlich empfunden, so läßt auch
unbewußt der Widerstand der gegnerischen Parteien
nach und so verliert sich denn auch aus dem Bewußt-
sein mehr und mehr die Werthschätzung dessen, was
nach langen mühsamen Kämpfen endlich erreicht ist
und für die Zukunft sichergestellt erscheint.

Das Jahr 1883 hat mit dem Krankenver-
sicherungsgefetz für die Arbeiter den Grundstein der
Sozialreform gelegt und damit auf sozialem Gebiet
den Grundsätzen die Wege geebnet, von deren An-
wendung allein ein wirksamer Schutz der arbeitenden
Klassen gegen die mit der freien Conkurrenz unver-
meidlich verbundenen Schädigungen zu erwarten ist.
Weiter sind auf gewerblichem Gebiete durch die
Gewerbenovelle im Interesse der Sittlichleit und Ord-
nung Schranken gezogen worden, welche geeignet er-
scheinen, die Auswüchse der Gewerbefreiheit zu beschneiden.

Vergleicht man mit diesen Erfolgen der Gesetz-
gebung die Anschauungen, die noch vor vier und fünf
Jahren die weitesten Kreise der Bevölkerung beherrschten,
und zieht man in Betracht, mit wie verhältnißmäßig
geringen Anstrengungen bei den Berathungen der be-
züglichen Gesetzesdie Geltendmachung der neuen Grund-
sätze sich ermöglichen ließ, so wird man willig ein-
räumen müssen, daß zwischen dem Einst nnd Jetzt
eine weite tiefe Klu t liegt und daß sich eine Wandlung
in der öffentlichen einung zu Gunsten der reforma-
torischen Bestrebungen vollzogen hat, wie man sie
damals kaum für möglich gehalten hätte. Als im
Jahre 1879 die Regierung den verderblichen Lehren
des wirthschaftlichen Liberalismus entgegentrat, glaubte
dieser »das freie thatkräftige deutsche Bürgerthum«
mit Erfolg gegen »die hereinbrechende wirthschastliche
Reaktion« ausrufen und siegesgewiß den Kampf auf-
nehmen zu können, fund als die Regierung auf so-
zialem Gebiet gleichen Bestrebungen sich zuwandte,
wurde sie nicht nur der »Reaktion«, sondern geradezu
der Förderung sozialdemokratischer Tendenzen beschuldigt.
Aus den Kraftanstrengungen des Liberalismus hat
sich bisher nichts entwickelt, was den Zielen der
wirthschastlichen und sozialen Reformpolitik ernstliche
Hindernisse hätten bereiten können. Jm Gegentheil
ist das Prinzip des wirthschaftlichen und sozialen
Gehenlassens in den weitesten Schichten der Be-
völkerung immer mehr in Mißkredit gerathen und
schließlich haben selbst die berufensten Vertheidiger
desselben den auf die größere Berücksichtigung der
Interessen der Gesellschaft gerichteten Bestrebungen
Conzessionen gemacht, indem sie auch ihrerseits dem
Prinzip der Zwangsversicherung, wenn auch unter
Einschränkungen und Bedingungen, das Wort redeten.

Der gleiche Wandel hat sich, und vielleicht noch
in verstärktem Maße, gegenüber der Eisenbahnpolitik
vollzogen. Hier hat der Grundsatz, die Jnteressen der
Gesammtheit höher zu stellen wie diejenigen einzelner

 

Persönlichkeiten oder Vereinigungen, einen so glänzenden
Sieg erfochten, daß die Wortführer der demselben
widerstrebenden Parteien bei den letzten Erörterungen
über diese Frage nur noch ,,ehrenhalber« Widerspruch
erhoben und sich mißmuthig auf die Rolle von Un-
glückspropheten beschränkten.

Diesen Umschwung in den wirthschaftlichen und
sozialpolitischen Jdeen verdankt das Volk den that-
sächlichen Erfolgen der bisherigen wirthschastspolitischen
Maßnahmen, die auf allen Gebieten des wirthschaft-
lichen Lebens sich als segensvoll erwiesen haben, und
der Einsicht, daß die Verdächtigungen dieser Politik
und die an dieselbe geknüpften Voraussagungen sich
als falsch erwiesen haben. Bisher, und so auch in
dem verflossenen Jahre, haben Handel und Industrie
unter dem wohlthätigen Einfluß staatlichen Schutzes
und staatlicher Fürsorge einen Aufschwung ge-
nommen: sie sind erstarkt und in einen aussichtsvollen
und vielfach schon zu ihren Gunsten entschiedenen
friedlichen Wettstreit mit anderen Nationen getreten.
Der ganze Prozeß der Verstaatlichung der Eisen-
bahnen hat auch auf diese Verhältnisse fördernd ein-
gewirkt. Selbst die freihändlerischen Blätter vermögen
nicht zu bestreiten, daß sich die wirthschaftliche Lage
in erfreulichem Aufschwung befindet, wenngleich sie sich
vorzureden suchen, daß nicht wegen, sondern trotz
der Wirthschaftspolitik diese willkommene Wendung
eingetreten ist.

Für das Volk sind alle diese Dinge redende
Beweise von der Richtigkeit des eingeschlagenen Weges,
und das ist der Grund, weshalb sich auch auf
sozialem Gebiet das Vertrauen zu den Grundsätzen
stärkt, welche eine Abwendung von den Grundsätzen
des Gehenlassens bedeuten. Hierin liegt die Gewähr,
daß die noch zu lösenden Aufgaben in Volk und
Parlament auch im neuen Jahre Verständniß und
Unterstützung finden werden und daß, so sehr auch der
wirthschaftliche Liberalismns sich bemühen mag,
hindernd dazwischen zu treten und sich und das Volk
für seine abgethanen Prinzipien zu begeistern, doch
der schließliche Erfolg auf Seiten Derjenigen sein
wird, welche eine Gesundung der wirthschaftlichen und
sozialen Verhältnisse von einer Durchdringuug aller
öffentlichen Einrichtungen und aller individuellen An-
schauungen mit dem Geiste der den Interessen der
Gesammtheit und dadurch, aber auch nur fo, den
Interessen der Einzelnen wahrhaft dienenden sittlichen
Ordnung erwarten. Möge das neue Jahr der
Sozialreform einen zweiten Baustein, dem Kranken-
versicherungsgesetz das Unsallversicherungsgesetz hinzu-
fügen: wenn die Partien der Wandlung des
öffentlichen Geistes zu Gunsten der von der Regierung
erstrebten reformatorischen Ziele Rechnung tragen
und sich von fremdartigen Interessen und Rücksichten
nicht beeinflussen lassen, so wird das Jahr 1884
sicherlich die Fortsetzung des im Vorjahre begonnenen
Werkes bringen.

 



Kirchlikbe Nachrichten.
Am l. Sonntage nach Eviphanias

prediaen in der chloßtirche:

Frühpredigtölhllb
Amtspredigt 9 u l

Nachmittags-Predigt d; Xa
nt Ueber r.

9311311929 Uhr: Herr Snperint. U eher-schär-

n der Propstkitche. Vormittaas 10 Uhr,

Militärgottesdienft: Herr Propst T b i e l m a n n,

Montag. ben 14. Januar, Abends 7 Uhr, in

der St. Salvatortirche Bibelstunde:

Diakonus Krebs. _
Wochenvredrgtr „

Donnerstag, den 17. Januar, fruh 81/. Uhr:
Herr Diakonus Krebs.

Amtswoche: Herr Suverintendent U e b e r s d) ä r.

u der

Grimm-Versammlung
des

VaterländifchenFrauen-Zwecgveretns
Mittwoch. den 16. d. M.,

Nachmittags 3 nur.
im Saale des goldenen Adlers-

werden die geehrten Vorstands-Damen
und Mitglieder des Vereins hiermit
ergebenft eingeladen

Herr

: ropstThielmann.
Tiefes-ex Diatonus Kre b s.

übt: Herr Supers

Auflaae 315,000; das verbreitetste
 

aller deutschen Blätter überhand l
 

außerdem erscheinen Uebersetzungen
Unter Gesangel der Reinheit

emp e e ich:
 

in dreieedn fremden Sprachen.

Die Modenwelt.
Jlluftrirte Zeitung fü

 

lich erscheinen:
24 Nummern mit Tot

leiten und Handarbeiten

 

bildungenmitBefchreibung
— welche das ganze Gebie

der Garderobe und Leibwäiche für Damen

für Herren und die Bett- und Tischwäsche 2c.

Buntstickerei. Namens-Cbiffren 2c.

bei allen Buchbandlungen und Postanstalten

Wien l, Opernaasse 3.
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is ert , ors an a Un Irec e Z -echgespisechung verschiedener Art. (ä ’Boftßampffcbifiabrt E: ‚franz. ftraqzzblåtanntwem

Dem, den 8. Januar 1884. ‚ g emer genelg en cac ung.

die akuvkkikktkurk roksitzkudk Z Hamburg-Amerika F mm ewig-we
des Betting. å Nach New-York ieben g Ohlauerstrasse 62.

Marie von Koclichcn. Z Mittwoch u. Sonntag p: A n: Und Ab melde-
H- O mit Deutschen Dampffchiffen der J

Ækkanutmakkxkggswi g Hamburg-1110111311333 1; 3111:5131? Hist g U UIU c U
Am Essai-Mr ers »si- tzsskstswtestisesessnssvsg s:ch 3233:8323

. . - .' - : August Boltcn, Hamburg. ·. “"5 5,9 ' '

werdåg ItFeszkskkxåkpssmhZierielbst S » mm:UAWWWMOW Z- Marttprcis der Stadt Breslau
ca. JJIägen 30 1·27)tz z Z 1 JuljUsG Sache.t in 5293136811111, I e; vom 9. Januar 1884.

» r - E· rkIUPcUs raszc . “fix—“.5
ca. 5 Stieg Ertrag-Farben O YWciche wclilEch .äjä II F ä; Z? Ygf

agen l ‚ » » ge er . 1 6

ca. 33 Stück Kiefertt-Vauhvlz Schoacs Streu-« 1111 ZEIT-M · . IT 38 IT 88 IZ TI-
(Sagen 30), tt l Hafer, neuer . 14 10 13 50 12 50

ca. 500 Stück Firmen-und Tannen- U er ro ‚r Ethik-U — ‑ ‚- 18 50 17 —- 15 —-
Bauhölzer erfteres mit M. 1,50, letzteres å M. 1,75; Heu- per 50 Kllvgmmm 3,10-—3,40 M.

(Jagen 30, 127, 142, 161),

ca. 100 StückFichtenstangenI.-III.Cl.
(Jagen 30, 127)

und demnächst der noch vorhandene Be-
stand an trockenen, meist anbrüchktzen
Hölzern vom Einschlage«de 1883 im
Wege der Lieitation gegen baare Be-
zahlung verkauft.

Rogelwitzz den 7. Januar 1884.

Ilsrr samgliche Oderförfier.
Kirchncr.

Äichinenfcheine
empfiehlt A. Ludwig’s Buchdruckerei
in Oels.

 

 
 

Totlette und Handarbeiten.
Alle 14 Tage eine Num-
mer. Preis vierteljährlich
M. 1,25 = 75 Kr. J übr-

enthaltend gegen 2000 Ad-

Mädchen und Hauben, wie für das zartere
Kindesalter Umfassen, ebenso die Leibwäsche

wie die Handarbeiten in ihrem ganzen Umfange
l2 Beilagen mit etwa 2(-"0 Schnittmustern

für alle Gegenstände der Garderode und etwa
400 Muster-Vorzeichnunaen für Weiß· und

Abonnements werden jederzeit angenommen

—- SBrobemummern gratis und franco.durch
die Expedition, Berlin W, Potsdamer Str. 3.

Französische

Roth-undWcissweine
a 1,10, 1,25, 1,35, 1,50, 1,60, 2,00, 2,10, 3,00, 4,50.

Italienischen Rothwein-,
a 1,30 per Flasche.

Rhem-Weme,
ä 1,10, 1,25, 1,35, 1,50,1,60,_1,80, 2,30, 2,80.

Mosel-Wanne,
ä 1,00, 1,20, 1,60, 1,80, 2,80.

Spanische Süss-Naturweme,
als Malaga, Madeira, Sherry, Portwein,

a 1,8o——3,oo p. Flasche.

Mouss. Rheinweine und

fl‘flllZ. Uflfllflflfllflfll‘.
Medicinal-Ungarweinc,

echte

c

0
-

I

l

I

I

  
 

 

pr. Ctr. verkauft

 

Forumiare

von A. Ludwig in Oels zu haben.

Dom. Ransern bei Breslau. «

zur Gemeinde-Rechnung
find in der Herzoglichen Hofbuchdruckerei«

Roggcnstroh, per 600 Klgk23,00—25,00 M-
Lupinen, per 100 Kilogramm, gelbe 8,60—
OO—9‚30 M., blaue 8,40—8‚80——9‚2O M.
Mehl, 100 Kilogramm, Weizen fein 31,50—

32,75 M., Roggen-Hausbacken 23,50—24,50
M., Roggen-Futtermehl 11,50——12,20 M
Weizenkleie 10——10,75 M.

Marttpreis der Stadt Oels

19’

l
s
-

‘f

 

  —5··0"·0 Thaler

die Herzogliche Hofbuchdruckerei
A. Ludwig. neftstraße 3, 2 Tr. zu vermiethen.

baar Geld sind sofort gegen genügendeWeizen weißer
Sicherheit zu vergeben; von wem, fagts

bon

Ein miiblirtes Zimmer ist Storch-

vom 5. Januar 1883.

      

I gut mittel gering.

19 60 19 40 19 —-
,, gelber 17 80 17 40 17 —

Roggen . . . 15 20 14 80 14 5o
Gerste. 14 20 13 20 12 20
kgafer . . . . 13 40 13 20 12 60
'_ artoffeln75Kgr. 4 50 —- —— 2 80
fgem neu, 50Kgr. 3 ‘80 —- — 2 80
1 troh, 600 Kgr. 20 -— 19 — 18 —






